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Der für die 5. Legislaturperiode im April 2010 von der Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz berufene wissenschaftliche Beirat für Nachhaltige Entwicklung des Landes Brandenburg (NHB)
ist angetreten, Brandenburg als Modellregion für Nachhaltige Entwicklung voranzubringen. Den Weg dazu
skizzierte der vorhergehende Beirat für Nachhaltige Entwicklung und Ressourcenschutz bereits in seinem
Bericht im September 2009. Auf dieser Grundlage stellte sich dem NHB in dieser Legislaturperiode eine
doppelte Aufgabe: die Landesregierung ressortübergreifend und unabhängig bei der Erstellung der Landes-
nachhaltigkeitsstrategie zu beraten und außerdem den gesellschaftlichen Diskurs über das Verständnis von
nachhaltiger Entwicklung zu fördern. Die Empfehlungen des NHB zu den Eckpunkten einer Landesnachhal-
tigkeitsstrategie vom August 2010 enthielten konkrete Vorschläge zu den Handlungsschwerpunkten. Darüber
hinaus wurden Erwartungen an den Nachhaltigkeitsprozess beschrieben. Sie wurden in Prinzipien, den sechs
„P’s“, zusammengefasst: Danach muss nachhaltige Politik positiv, perspektivisch, partizipativ, prozesshaft,
politikübergreifend und prüfbar sein. Die Landesregierung hat viele der Empfehlungen des NHB aufgegrif-
fen.

Die Verabschiedung der Nachhaltigkeitsstrategie durch die Landesregierung am 29. April 2014 markiert
einen wichtigen Meilenstein auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung in Brandenburg. Dieser
Prozess tritt nun mit der Umsetzung der Strategie in eine entscheidende Phase. Dessen Ausgestaltung ent-
scheidet darüber, ob es gelingt, die Entwicklung des Landes tatsächlich an den Maßstäben der Nachhaltigkeit
auszurichten. Der NHB zieht mit seinem Bericht zur 5. Legislaturperiode einerseits Bilanz zum bisherigen
Prozess der nachhaltigen Entwicklung in Brandenburg und seiner eigenen Tätigkeit in diesem Rahmen und
formuliert andererseits die aus seiner Sicht erforderlichen Bedingungen für eine erfolgreiche Umsetzung der
Landesnachhaltigkeitsstrategie.

Der NHB ist davon überzeugt, dass das Leitbild Nachhaltige Entwicklung das Potenzial hat, die
Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft zu gewährleisten und den notwendigen Umbau und die Modernisie-
rung von Wirtschaft und Gesellschaft zu ermöglichen. Der NHB sieht für Brandenburg die Chance, sich mit
der nachhaltigen Entwicklung zukunftsfähig aufzustellen und den Gesamtprozess aktiv mitzugestalten.
Nachhaltiger Entwicklung zum Durchbruch zu verhelfen, ist Ansporn für die weitere Arbeit des NHB, ganz
im Sinne der Worte von Victor Hugo:

Prof. Dr. Manfred Stock
für den Beirat für Nachhaltige Entwicklung

Vorwort
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1 Brandenburg auf dem Weg zu einer
Landesnachhaltigkeitsstrategie
Ein zukunftsfähiges Brandenburg braucht eine Poli-
tik, die sich am Leitbild nachhaltiger Entwicklung
orientiert. Die Entwicklung einer Landesnachhaltig-
keitsstrategie setzt hierfür ein wichtiges Signal.
Ausgangspunkt für die Erstellung einer solchen
Strategie in Brandenburg war ein Beschluss des
Landtages vom 21. Januar 2010 zur Nachhaltigen
Entwicklung 1. Dies geschah auf der Grundlage des
Koalitionsvertrages, in dem u.a. festgelegt ist, dass
das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung in allen
Fachpolitiken Berücksichtigung finden muss. Die
Einrichtung einer interministeriellen Arbeitsgruppe
Nachhaltige Entwicklung (IMAG NE) hat die Vor-
aussetzungen geschaffen, den notwendigen Abstim-
mungsprozess innerhalb der Landesregierung si-
cherzustellen. Mit der erneuten Berufung eines
Beirats für Nachhaltige Entwicklung (NHB) durch
die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz für die Dauer der 5. Legislaturperi-
ode wurde außerdem ein entsprechendes Beratungs-
gremium eingesetzt2.

Ausgehend von Empfehlungen des Beirats für
Nachhaltige Entwicklung (NHB) hat die Landesre-
gierung im Februar 2011 unter dem Titel „Gemein-
sam Verantwortung für unsere Zukunft überneh-
men“ zunächst Eckpunkte für diese Strategie
vorgelegt.

Als Anspruch für die Erstellung der Landes-
nachhaltigkeitsstrategie wurde von der Landesre-
gierung formuliert, einen breiten Beteiligungspro-
zess zu initiieren, der die Einbeziehung der
verschiedenen Akteure aus Politik, Verwaltung,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft gewährleistet. Der
Dialogprozess gliederte sich in zwei Phasen 4. Von
März 2012 bis März 2013 hat die Landesregierung
unter Mitwirkung des NHB in Dialogforen, Work-
shops und einem Jugendforum die gesellschaftli-
chen Akteure zur Diskussion über die Inhalte der
Landesnachhaltigkeitsstrategie eingeladen. Am 22.
November 2013 wurde auf der Grundlage der Emp-
fehlungen des Beirats vom 22. März 2013 und den
Ergebnissen des Dialogprozesses von der Landesre-
gierung der Entwurf einer Nachhaltigkeitsstrategie
für Brandenburg vorgelegt 5, der anschließend in ei-
ner zweiten Dialogphase auf einer Nachhaltigkeits-
konferenz am 06. Dezember 2013 sowie in einer
Online-Konsultation6 vom 22. November bis zum
20. Dezember 2013 mit der Öffentlichkeit diskutiert
wurde. Nach einer letzten Abstimmung innerhalb
der Landesregierung wurde die Landesnachhaltig-
keitsstrategie für Brandenburg am 29. April 2014
vom Kabinett verabschiedet7.

1.1 Der Beitrag des Beirats für Nachhaltige Ent­
wicklung zur Landesnachhaltigkeitsstrategie

Für eine Orientierung der Landespolitik am Leitbild
der nachhaltigen Entwicklung bedarf es auch des
Sachverstands von Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern aus der Region. Die Ministerin für
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz hat für
die Dauer der 5. Legislaturperiode den Beirat für
Nachhaltige Entwicklung berufen, der sich am 15.
April 2010 konstituierte. Die 13 Beiratsmitglieder
aus unterschiedlichen Wissenschaftseinrichtungen
in Berlin und Brandenburg arbeiten ehrenamtlich
und werden durch eine Geschäftsstelle unterstützt,
die seit Juni 2011 beim Vorsitzenden des Beirates,
Herrn Prof. Dr. Manfred Stock, am Potsdam-Institut
für Klimafolgenforschung angesiedelt ist. Diese
Form der Anbindung unterstreicht das Selbstver-
ständnis des NHB als einer unabhängigen Bera-
tungseinrichtung der gesamten Landesregierung.

Einige Personen des NHB waren bereits in der
vergangenen Legislaturperiode im Beirat für Nach-
haltige Entwicklung und Ressourcenschutz der
Landesregierung aktiv, der im September 2009 sei-
ne Tätigkeit mit der Vorlage des Berichtes „Bran-
denburg auf dem Weg zur Modellregion für Nach-
haltige Entwicklung“ beendete8. Die Arbeit des
derzeitigen NHB baut auf dessen Aktivitäten auf.

Schwerpunkt der Beiratsarbeit in der Legislatur-
periode 2010-2014 war die Beratung der Landesre-
gierung bei der Aufstellung der Landesnachhaltig-
keitsstrategie und die Mitwirkung bei der
Gestaltung des dazu notwendigen gesellschaftlichen
Dialogs. Der NHB hat mit der Vorlage zunächst von
„Empfehlungen für Eckpunkte der Nachhaltig-
keitsstrategie des Landes Brandenburg“ am 31. Au-
gust 2010 9 und den „Empfehlungen für die Lan-
desnachhaltigkeitsstrategie“ am 22.03.2013 10

wichtige Impulse bei der Erarbeitung der Strategie
gegeben.

Prof. Dr. Manfred Stock und Dr. Albert Statz
waren als Vertreter des NHB in der Interministeri-
ellen Arbeitsgruppe Nachhaltige Entwicklung
(IMAG NE) beratend tätig, um die Zusammenarbeit
der verschiedenen Ministerien zur nachhaltigen
Entwicklung zu begleiten und zu unterstützen. So
beteiligte sich der NHB intensiv an der Vorberei-
tung und Durchführung des Dialogprozesses und
legte der IMAG den Entwurf eines Nachhaltigkeit-
schecks für Pläne und Programme vor, der bei eini-
gen Pilotvorhaben getestet wurde. Die Geschäfts-
stelle des NHB hat ebenfalls an den Sitzungen
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teilgenommen. Der Austausch mit dem Landtag
erfolgte in erster Linie über die Fachausschüsse. So
hat der NHB in den Ausschüssen Infrastruktur und
Landwirtschaft, Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz sowie Bildung, Jugend und Sport
über seine Arbeit berichtet. Der Vorsitzende des
Fachausschusses Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz war mehrmals Gast der Beiratssitzungen.

Neben der Mitwirkung an der Landesnachhaltig-
keitsstrategie äußerte sich der NHB auch in Stel-
lungnahmen zu Fragen, die die Zukunftsfähigkeit
Brandenburgs betreffen. So hat er beispielsweise zur
Energiestrategie 2030, der Biomassestrategie des
Landes und zur Verabschiedung des Braunkohle-
plans Welzow-Süd II Stellung bezogen. In einem
Schreiben an den Ministerpräsidenten und die Mi-
nisterin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz hat sich der NHB für die Aufnahme eines
sechsten Handlungsschwerpunktes „Biodiversität
und Landnutzung“ in die Landesnachhaltigkeitsstra-

tegie ausgesprochen11. Zudem haben sich Mitglie-
der des NHB in Anhörungen des Landtages zu den
jeweiligen Strategien in die Diskussion eingebracht.

Der NHB hat außerdem mehrere Veranstaltungen
zu Themen der nachhaltigen Entwicklung in Bran-
denburg durchgeführt sowie Veranstaltungen ande-
rer Akteure mit aktiven Beiträgen unterstützt. Ge-
meinsam mit dem Naturschutzbeirat und der
Hochschule für Nachhaltige Entwicklung in Ebers-
walde (HNE) hat der NHB im Juni 2013 eine Fach-
tagung mit dem Thema „Erhaltung der Biodiversität
und zukunftsfähige Landnutzungen als Bestandteil

der Nachhaltigkeitsstrategie Brandenburgs“ durch
geführt12.
Dass dem NHB eine wichtige Rolle im Prozess für
eine nachhaltige Entwicklung in Brandenburg und
der Erstellung der Landesnachhaltigkeitsstrategie
zukommt, zeigt eine Online-Befragung 13, die der
NHB unter den Interessenten des Dialogprozesses
zur Landesnachhaltigkeitsstrategie durchgeführt hat.
Nahezu drei Viertel der Teilnehmer der Befragung
erachten den wissenschaftlichen NHB als wichtig
für den Nachhaltigkeitsprozess in Brandenburg. Da-
bei werden die Empfehlungen und die Mitwirkung
am Dialogprozess besonders deutlich wahrgenom-
men. Allerdings zeigt die Befragung zu den wichti-
gen Impulsen des NHB auch eine Unsicherheit be-
züglich der Aufgabe des NHB. Ein Drittel der
Befragten nahm keine Zuordnung bei der Frage vor,
welche Beiträge des NHB als besonders wichtig
empfunden werden. Dies ist sicherlich auch seiner
doppelten Rolle geschuldet, einerseits der Landes-

regierung kritisch beratend zur Seite zu stehen, an-
dererseits den Nachhaltigkeitsprozess durch Kom-
munikation und gesellschaftlichen Dialog insgesamt
in der Gesellschaft mit voranzubringen. Der NHB
erfüllt hier eine gewisse ‚Scharnierfunktion‘ zwi-
schen Landesregierung und den verschiedenen ge-
sellschaftlichen Gruppen (Stakeholder14 sowie der
Zivilgesellschaft). Die Rückmeldungen können aber
auch als Hinweis gewertet werden, die Rolle des
NHB stärker zu profilieren und seine Aufgaben für
die Öffentlichkeit deutlicher zu machen.

Abbildung 1: Stellungnahmen und Empfehlungen des Beirates für Nachhaltige Entwicklung Brandenburg in der 5.
Legislaturperiode
3
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1.2 Die Landesnachhaltigkeitsstrate­
gie aus Sicht des Beirats für Nachhal­
tige Entwicklung

1.2.1 Der Prozess der Erstellung der
Landesnachhaltigkeitsstrategie
Mit der Erstellung der Landesnachhaltigkeitsstrate-
gie ist die Landesregierung einen neuen und eigen-
ständigen Weg gegangen. Auf Empfehlung des
NHB hat sie nicht einfach bestehende Nachhaltig-
keitsstrategien auf Bundes- oder Landesebene auf
Brandenburg übertragen, sondern sich in einem ei-
genständigen Findungsprozess den besonderen Her-
ausforderungen Brandenburgs gestellt. Dies spiegelt
sich u.a. in den fünf Handlungsschwerpunkten wi-
der, die anhand von nachvollziehbaren Kriterien
ausgewählt wurden (Zukunfts- und Chancenorien-
tierung, spezifische Relevanz für Brandenburg,
Mehrwert in Bezug auf die Landesnachhaltigkeitss-
trategie). Darüber hinaus hat sie von Anfang an
dem Querschnittscharakter nachhaltiger Entwick-
lung Rechnung getragen, der eine Kooperation un-
terschiedlicher Fachrichtungen und Ministerien er-
fordert. Verwaltung und Politik tun sich
diesbezüglich oftmals schwer. Mit der Einrichtung
der Interministeriellen Arbeitsgruppe Nachhaltige
Entwicklung (IMAG NE) und des Beirats für Nach-
haltige Entwicklung (NHB) hat die Landesregie-
rung diese Erkenntnis mit entsprechenden Struktu-
ren unterlegt.

Der von der Landesregierung durchgeführte
Dialogprozess war aus Sicht des NHB ein wichtiger
Schritt, den notwendigen gesellschaftlichen Such-
Lern- und Gestaltungsprozess einzuleiten und auf
eine möglichst breite Grundlage zu stellen. Über
600 beteiligte Personen an der ersten Konsultati
onsphase und 265 Teilnehmer und Teilnehmerinnen
an der Nachhaltigkeitskonferenz sowie 519 an der
Online-Konsultation zeugen von einem großen In
teresse der Bürgerinnen und Bürger. Auch die Be
reitschaft zur weiteren Mitwirkung an diesem Pro
zess ist ausgeprägt. So geben in der
Online-Befragung des NHB nur 5% der Befragten
an, sich nicht weiter an dem Prozess beteiligen zu
wollen. Aus Sicht des NHB konnte der Prozess der
Erstellung der Landesnachhaltigkeitsstrategie
durchaus so etwas wie eine Aufbruchsstimmung
verbreiten, getragen von wichtigen Stakeholdern
und verschiedenen Gruppierungen. Angesichts der
begrenzten finanziellen Mittel ist dies als großer
Erfolg zu werten. Viele Akteurinnen und Akteure
sehen in der Strategie einen zentralen Baustein für
den notwendigen gesellschaftlichen Wandel hin zu
einer nachhaltigen Entwicklung.

Dieses positive Echo auf den Beteiligungspro
zess kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass
die Möglichkeiten (und Notwendigkeiten) von Teil
habe und Mitgestaltung noch lange nicht ausge
schöpft sind. So wurden bisher überwiegend bereits
interessierte und engagierte Personen angesprochen
Auch ist die Einbindung der ländlichen Regionen
nur unzureichend gelungen. Um einen kontinuierli

Abbildung 2: Veranstaltungen des Beirates für Nachhaltige Entwicklung Brandenburg und Beteiligungen an
Veranstaltungen zur nachhaltigen Entwicklung in Brandenburg in der 5. Legislaturperiode
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chen Beteiligungsprozess breiter Bevölkerungs-
gruppen zu gewährleisten, sind die Bedingungen für
die Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger deut-
lich zu verbessern, was auch eine Bereitstellung
entsprechender personeller und finanzieller Res-
sourcen beinhaltet 15.

Soll Partizipation als echte Mitwirkung empfun-
den werden, müssen Inhalte des Beteiligungspro-
zesses erkennbar in das Endprodukt einfließen. Dies
war bei der Erstellung der Landesnachhaltigkeitss-
trategie nur bedingt der Fall. Hier wäre mehr Trans-
parenz wünschenswert, was an Anregungen aus
welchen Gründen in die Landesnachhaltigkeitsstra-
tegie aufgenommen wurde und was nicht.

Erfreulich ist, dass die Landesregierung in der
Strategie das vom NHB entwickelte Bild der sechs
P’s (positiv, perspektivisch, politikübergreifend,
partizipativ, prozesshaft, prüfbar) wieder aufgenom-
men hat, das als Orientierungsrahmen eine wichtige
Funktion erfüllt 16. Exemplarische Projekte und
Maßnahmen können dabei einer nachhaltigen Poli-
tik entsprechendes Profil verleihen.

Mit dem in Vorbereitung befindlichen breit an-
gelegten Kommunikations- und Partizipationskon-
zept unter Federführung des Ministeriums für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz (MUGV)
könnte nach der Verabschiedung der Strategie ein
weiterer wichtiger Schritt getan werden. Dabei ist
die Mitwirkung der gesamten Landesregierung un-
bedingt erforderlich.

Noch stärker als bisher sollten die Landkreise
und Kommunen in den Nachhaltigkeitsprozess ein-
gebunden werden, schon auf Grund ihrer prakti-
schen Bedeutung für die Umsetzung der Strategie
vor Ort. Dies ist im bisherigen Verfahren trotz eines
Workshops zur Rolle der Kommunen bislang nur
unzureichend geschehen, wie sich auch an den In-
halten der Landesnachhaltigkeitsstrategie ablesen
lässt. Die Aufstellung von integrierten Regionalplä-
nen auf der Ebene der Landkreise könnte hierbei
hilfreich sein, die Orientierung am Leitbild der
nachhaltigen Entwicklung zu gewährleisten.

Glaubwürdigkeit spielt angesichts des oft belie-
big verwendeten Begriffs der Nachhaltigkeit in der
politischen Debatte eine wichtige Rolle. Wie zahl-
reiche Kommentare der Online-Befragung des NHB
zeigen, wird eine Landesnachhaltigkeitsstrategie
nur dann ihrem Anspruch gerecht, wenn sie auch
mit einem Umsteuern in zentralen Bereichen des
politischen Handelns einhergeht (z.B. im Bereich
Klima und Energie und bei der Entwicklung der
städtischen und ländlichen Räume). Mit Entschei-
dungen, die sich mit einer nachhaltigen Entwick-
lung nicht vereinbaren lassen, wie die Festschrei-
bung der Braunkohlenutzung über mehrere
Jahrzehnte, läuft die Landesregierung Gefahr, wert-

volles Vertrauen vieler Bürgerinnen und Bürger zu
verlieren, das im Prozess der Erstellung der Landes
nachhaltigkeitsstrategie aufgebaut wurde.

1.2.2 Inhaltliche Aspekte der Landes­
nachhaltigkeitsstrategie
Der NHB hat in seiner Stellungnahme zur Landes-
nachhaltigkeitsstrategie17 deutlich gemacht, dass er
die Verabschiedung der Strategie als einen wichti-
gen und durchaus mutigen ersten Schritt zu einer
nachhaltigen Entwicklung in Brandenburg begrüßt.
Sowohl der Prozess zur Erstellung als auch die In-
halte der Strategie zeugen von dem politischen Wil-
len der Landesregierung, Nachhaltigkeit als wichti-
ge Zukunftsaufgabe zu verstehen.
Nachhaltigkeitsverständnis
Die Landesnachhaltigkeitsstrategie beschreibt im
Eingangskapitel wesentliche Grundlagen für ein
Nachhaltigkeitsverständnis. Anhand von vier Kern-
fragen werden zentrale Aspekte der Nachhaltigkeit
benannt. Der NHB ist erfreut, dass seine Anregun-
gen aus den Empfehlungen aufgegriffen wurden.
Damit gelang es, ein Nachhaltigkeitsverständnis zu
etablieren, dass über die übliche Darstellung der
Nachhaltigkeit anhand von drei Säulen oder eines
Dreiecks mit den Aspekten Ökonomie, Ökologie,
Soziales hinausgeht. Die Ergänzung der vom NHB
entwickelten drei Kernfragen der Nachhaltigkeit um
die internationale Dimension und globale Verant-
wortung, rundet dieses Bild in gelungener Weise
ab18. Damit ist jedoch lediglich der erste Schritt ge-
tan, um das Verständnis von Nachhaltigkeit in der
politischen Diskussion zu verankern. Für die Ent-
wicklung eines gemeinsamen Verständnisses, was
nachhaltige Entwicklung für Brandenburg konkret
bedeutet und welche Handlungserfordernisse daraus
erwachsen, sind weitere Verständigungs- und Dis-
kussionsprozesse notwendig.
Handlungsschwerpunkte
Die Einschätzung der Handlungsschwerpunkte be-
schränkt sich auf die Betrachtung des Perspektiv-
wechsels, den der NHB für jeden Handlungs-
schwerpunkt vorgeschlagen hat. Auf einzelne
Aspekte wird an dieser Stelle nicht eingegangen.
Hierzu hat der NHB unter anderem in der Online-
Konsultation und in seiner Stellungnahme zur Lan-
desnachhaltigkeitsstrategie seine Sichtweise einge-
bracht.
Wirtschaft und Arbeit in der Hauptstadtre
gion Berlin­Brandenburg
Nach Auffassung des NHB besteht der zentrale Per-
spektivwechsel in diesem Themenfeld darin, Wirt-
schaft und Arbeit als integralen Bestandteil der öko-
logischen und sozialen Mitwelt zu betrachten und
5
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nicht als ein gesellschaftliches Teilsystem, das iso-
liert optimiert werden kann. Eine gleichzeitige Be-
rücksichtigung der Bewahrung natürlicher Lebens-
grundlagen, Schaffung sozialer Gerechtigkeit und
Sicherung der gesellschaftlichen Wohlfahrt in wirt-
schaftlichen Produktions- und Konsumprozessen er-
fordert ein grundlegendes Umdenken bei allen be-
teiligten Anspruchsgruppen. Nachhaltiges
Wirtschaften hat damit einen zentralen Stellenwert
in der Nachhaltigkeitsorientierung eines Landes.
Dies beinhaltet einerseits auf Nachhaltigkeit ausge-
richtete Weichenstellungen in der Wirtschafts- und
Arbeitspolitik und erfordert andererseits, dass sich
alle Unternehmen durch die Einführung eines
Nachhaltigkeitsmanagements die Maßstäbe der
nachhaltigen Entwicklung zu eigen machen 19.

Die in der Landesnachhaltigkeitsstrategie in der
Leitlinie „Zukunftsfähige Arbeit in einer nachhalti-
gen Wirtschaftsregion“ formulierten Inhalte greifen
diesen notwendigen Perspektivwechsel durchaus
auf, ohne ihn allerdings explizit zu benennen. Ein
am Gemeinwohl orientiertes Wirtschaften in einer
„Green & Fair Economy“, durch das sich die
Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg als Vorbildre-
gion für nachhaltiges Wirtschaften entwickeln soll,
stellt eine begrüßenswerte Zukunftsausrichtung dar.
Allerdings spiegelt sich dieser weitgehende An-
spruch in den einzelnen Handlungsfeldern und ins-
besondere bei den formulierten Maßnahmen nicht
ausreichend wider. Teilweise entsteht der Eindruck,
dass nachhaltiges Wirtschaften nur als zusätzliches
Potenzial und nicht als eine grundsätzliche Neuaus-
richtung der gesamten Brandenburger Wirtschafts-
und Arbeitsprozesse verstanden wird.

Insgesamt jedoch bieten die formulierten Ziele
und Maßnahmen vielfältige Anknüpfungspunkte,
um das Leitbild nachhaltiger Entwicklung stärker in
der Brandenburger Wirtschaft zu verankern. Der
NHB begrüßt, dass die Notwendigkeit der Unter-
stützung kleinerer und mittlerer Unternehmen für
kleinräumige Wirtschaftskreisläufe und eine nach-
haltige Regionalentwicklung erkannt wurde und
entsprechende Maßnahmen der Stärkung von nach-
haltigkeitsbezogenen Netzwerken, Koordinierungs-
und Kooperationsstrukturen vorgesehen sind. Er be-
fürwortet in diesem Zusammenhang die geplante
organisatorische Stärkung und den Ausbau der Um-
weltpartnerschaft zu einer Nachhaltigkeitspartner-
schaft als Netzwerk innovativer Erfahrungsträgerin-
nen und -trägern sowie von Pilotunternehmen. Es ist
weiterhin sehr positiv zu sehen, dass die reformierte
EU-Agrarförderung durch Mittelumschichtung von
der ersten in die zweite Säule als Anreizsystem für
eine nachhaltige Landwirtschaft zur Entwicklung
des ländlichen Raums genutzt werden soll. Im wei-
teren Verlauf sollten die vorgesehenen Maßnahmen
mit konkreten zeitlichen Zielvorgaben und entspre-
chenden Prüfaufträgen untersetzt werden.

Nicht aufgenommen in den Handlungsschwer-
punkt wurde der Vorschlag des NHB, den Erfolg ei-
ner nachhaltigen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpo-
litik zunehmend mit Indikatoren zu messen, die die
materielle, soziale und ökologische Lebensqualität
für die Menschen abbilden 20. Der NHB wiederholt
an dieser Stelle seine Empfehlung, dass das Land
Brandenburg zusätzlich zur Erhebung des Bruttoin-
landsproduktes (BIP) ergänzende Indikatoren eruie-
ren sollte, die verschiedene Elemente von Lebens-
qualität im Land erfassen und die Fixierung auf
wirtschaftliches Wachstum überwinden (z.B. mit
dem sogenannten „Neuen Wohlfahrtsindex“). Eini-
ge Bundesländer haben sich diesbezüglich bereits
auf den Weg gemacht.
Lebenswerte Dörfer und Städte
Angesichts der veränderten Rahmenbedingungen
(demografischer Wandel, Finanzknappheit öffentli-
cher Haushalte, steigende Versorgungskosten etc.)
stößt die Aufrechterhaltung bisheriger Formen der
Daseinsvorsorge und bestehender Infrastrukturen an
Grenzen. Aus Sicht des NHB ist in der Daseinsvor-
sorge deshalb ein Perspektivwechsel notwendig, der
durch den Übergang von einer eher an Strukturen
und Investitionen orientierten zu einer an Menschen
und ihren Bedürfnissen orientierten Politik ge-
kennzeichnet ist. Damit einher geht eine Umorien-
tierung von eher angebots- und instrumentorientier-
ten Planungen hin zu bedürfnis- und
personenorientierten Planungen 21.

Dieser Perspektivwechsel ist in der Landesnach-
haltigkeitsstrategie leider nicht entsprechend aufge-
griffen worden. Zwar werden die zentralen Heraus-
forderungen benannt und auch die Notwendigkeit
gesehen, “Organisationsstrukturen neu zu gestalten“
z.B. durch “modulare und flexible Lösungen“ bzw.
die stärkere Einbeziehung der Akteure vor Ort, vor
allem im Handlungsfeld Mobilität. Eine grundle-
gende Neuorientierung in der Daseinsvorsorge im
Sinne des NHB mit Implikationen für die investive
Infrastrukturplanung bleibt jedoch aus. Je später
aber diese Umorientierung erfolgt, desto ökono-
misch aufwändiger, ökologisch nachteiliger und so-
zial schwieriger wird die Zukunft für Menschen und
Regionen in Brandenburg. Hier hat der laufende
Leitbildprozess „Zukunft der Siedlungswasserwirt-
schaft“ Vorbildcharakter und reicht über die Aussa-
gen zum entsprechenden Handlungsfeld in der
Nachhaltigkeitsstrategie hinaus.

Daher schlägt der NHB vor allem eine Konkre-
tisierung dieser Umorientierung für die wesentli-
chen Bereiche der Daseinsvorsorge in einem trans-
parenten und partizipativen Prozess vor. Dabei hat
das Land für alle wesentlichen Aspekte der Lebens-
qualität (Gesundheit, Energie, Mobilität, Bildung,
Wasser …) Konzepte zur „Landesplanung im wei-
teren Sinne“ zu entwickeln, die sodann mit Land-
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kreisen, Städten und zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren und Institutionen zu diskutieren sind. Dadurch
könnten die „top-down“ Vorstellungen des Landes
mit den konkreten Bedürfnissen der Menschen
„bottom-up“ zusammengeführt werden. In diesem
Zusammenhang ist eine landesweite Diskussion um
alternative Wege zur Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse unter den veränderten Strukturbe-
dingungen vonnöten.

Als nächsten anzugehenden Schritt sieht der
NHB die Notwendigkeit, für die in der brandenbur-
gischen Nachhaltigkeitsstrategie genannten Arbeits-
gebiete festzuhalten, welche Verantwortlichkeiten
hierfür in der brandenburgischen Landesverwaltung
(interministeriell usw.) festzulegen sind und welche
Einzelakteure und Organisationen aus Wirtschaft
und Zivilgesellschaft für eine Mitgestaltung gewon-
nen werden sollen 22.
Brandenburg als Modellregion für Energie­
wende und Klimaanpassung
Im Bereich Energie und Klima wird gegenwärtig
besonders deutlich, wie schwierig es ist, einen Per-
spektivwechsel vorzunehmen. Transformationen
wie die Umstellung des Energiesystems sind zwar
immer auch als Prozess zu sehen, dieser besteht
aber nicht darin, dem gewohnten Handeln lediglich
etwas Neues hinzuzufügen (also bspw. den fossilen
Energieträgern die erneuerbaren Energien), sondern
tatsächlich eine neue Richtung einzuschlagen und
alte Handlungsmuster zu überwinden. Die Perspek-
tive einer kohlenstoffarmen Wirtschaft (“low carbon
economy”) und Gesellschaft (“low carbon society”),
wie sie der NHB in seinen Empfehlungen skizziert
hat, erfordert eine integrierte Betrachtung der Berei-
che Strom, Wärme und Mobilität von der Erzeu-
gung bis zum Verbrauch und dessen Folgen. Basis
kann hierbei aus Sicht des NHB nur die Nutzung er-
neuerbarer Energien sein, mit dem klaren Ziel, dass
diese in einem definierten Zeithorizont (z.B. bis
2050) nahezu 100% des Bedarfs decken sollen, was
einen sozial- und umweltverträglichen Ausstieg aus
der Nutzung fossiler Energieträger bis Mitte des
Jahrhunderts voraussetzt. Gleichzeitig muss die An-
passung an die zu erwartenden Auswirkungen des
Klimawandels aktiv gestaltet werden. Nach Ansicht
des NHB kann dies für Brandenburg am verläss-
lichsten im Rahmen eines Energie- und Klima-
schutzgesetzes erfolgen, weil damit die notwendige
Verbindlichkeit herstellt werden kann23.

Die Landesnachhaltigkeitsstrategie formuliert
zwar die Herausforderungen in diesem Themenge-
biet in ähnlicher Weise, vollzieht den notwendigen
Perspektivwechsel aber noch nicht. Insbesondere
die aktive Gestaltung des Transformationsprozesses
(so z.B. Ausstieg aus den fossilen Energieträgern
und klares Szenario für die Nutzung erneuerbarer
Energien) wird weder in der Energiestrategie noch

in der Nachhaltigkeitsstrategie ausreichend konkre
tisiert.

Nach Ansicht des NHB und vieler Akteuren ist
eine dauerhafte Braunkohlenutzung mit einer nach
haltigen Entwicklung nicht vereinbar. Solange die
Landesregierung daran festhält und mit der Aus
weisung neuer Tagebaugebiete sogar Fakten für die
kommenden Jahrzehnte schafft, besteht die Gefahr
dass das wichtige Unterfangen der Erstellung einer
Landesnachhaltigkeitsstrategie Schaden erleidet
noch bevor der Umsetzungsprozess begonnen hat
Für die Lausitz sieht der NHB die Notwendigkeit
gemeinsam mit den Akteuren vor Ort einen Zeitplan
für den Strukturwandel sowie einen Strukturent
wicklungsplan zu erstellen, der eine zukunftswei
sende Neuausrichtung der Region erlaubt. Nach
Auffassung des NHB lässt sich nur mit einer akti
ven regionalen Strukturpolitik die Entwicklung zu
kunftsfähiger Branchen für neue Arbeitsplätze in
der Region voranbringen. Hier bedarf es klarer po
litsicher Entscheidungen. Der NHB ist bereit, an
dem Gesamtprozess konstruktiv mitzuwirken.

Im Handlungsfeld „Anpassung an die Folgen
des Klimawandels“ werden die wesentlichen Ziele
und Maßnahmen klar dargestellt. Bestehende Defi
zite, z.B. bei der Einbeziehung der Kommunen und
Regionen oder der Abstimmung bei Ziel- und Inter
essenskonflikten zur Landnutzung werden genannt
Hierzu könnte, wie oben erwähnt, ein Energie- und
Klimaschutzgesetz hilfreich sein. Stärkere Auf
merksamkeit verdient im Klimawandel die Erhal
tung und Stabilisierung von Ökosystemfunktionen
Dies betrifft nicht nur naturschutzfachliche Aspekte
sondern die Basis regionalwirtschaftlicher Entwick
lung in den nächsten Jahrzehnten, insbesondere in
den Sektoren Wasserwirtschaft, Tourismus, Ge
sundheit sowie Land- und Forstwirtschaft. Damit
rücken die Themen Biodiversität und Landnutzung
in den Fokus, denen nicht nur in diesem Hand
lungsschwerpunkt eine besondere Bedeutung zu
kommt.
Zukunftsfähige Finanzpolitik
Nach Auffassung des NHB eröffnet erst die zusam-
menhängende Betrachtung der Aspekte Eindäm-
mung der Verschuldung und Ausgabenreduzierung,
Einnahmenerhöhung der Gebietskörperschaften,
gerechtere Verteilung von Lasten, Einkommen und
Vermögen sowie Ausrichtung der Ausgaben und der
Fördermaßnahmen am Leitbild der nachhaltigen
Entwicklung, eine neue Perspektive24. Auch die
Landesnachhaltigkeitsstrategie betont an verschie-
denen Stellen immer wieder die Ausgabenreduzie-
rung. Die gerechtere Verteilung von Lasten, Ein-
kommen und Vermögen greift sie leider nicht auf.
Die Ausführungen zum Gemeingüterschutz und die
Erstellung von Gemeinwohlbilanzen sind sehr zu
begrüßen.

Insgesamt bleiben die Formulierungen von Zie
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len und Maßnahmen in den Handlungsfeldern aber
doch zu vage. Selbst da wo die Landesregierung
großen Einfluss hat wie in der landeseigenen Inves-
titions-, Finanzanlage- und Vermögensanlagestrate-
gie (z. B. bei der Verwaltung der Pensionsfonds),
werden verbindliche Aussagen vermieden. Welchen
konkreten Beitrag die Landesregierung in den über-
geordneten Fragestellungen der Finanzpolitik des
Bundes und der EU leisten kann und will, ist noch
zu wenig erkennbar. Auch konkrete Hinweise zu
Maßnahmen für die Weiterentwicklung der Öko-
steuer zu einer sozial-ökologischen Steuerreform
finden sich hier leider nicht. Auf neue Wohlstands-
messungen als Alternative zum Bruttoinlandspro-
dukt (BIP), wie sie in einer der Kernfragen im Ka-
pitel A der Strategie angesprochen werden, wird
überhaupt nicht eingegangen.
Bildung und Nachhaltige Entwicklung
Um Nachhaltigkeit in der Bildung zu verankern,
müssen sowohl die Strukturen des Bildungssystems
nachhaltig, d.h. vor allem gerecht und zukunftsfähig
sein, als auch das Verständnis von und das Engage-
ment für nachhaltige Entwicklung vermittelt wer-
den25. Die Landesregierung greift in der Nachhal-
tigkeitsstrategie den Aspekt der
Chancengerechtigkeit auf und bezieht auch Themen
wie Inklusion mit ein. Hierzu gibt es auch bereits
entsprechende Aktivitäten. Im Bereich "Bildung für
Nachhaltige Entwicklung (BNE)" sind diese noch
nicht so ausgeprägt, obwohl diesem Bereich nach
Auffassung des NHB der gleiche Stellenwert einge-
räumt werden sollte. Gerade die Verknüpfung der
Handlungsfelder "Nachhaltige Bildung" und "Bil-
dung für Nachhaltige Entwicklung (BNE) eröffnet
neue Perspektiven. Die Landesregierung ist dem
vom NHB vorgeschlagenen Perspektivwechsel ge-
folgt, nachhaltige Bildungslandschaften als Binde-
glied zwischen den beiden Ansätzen zu begreifen
und die Menschen jeden Alters und aus den unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Bereichen zu befä-
higen, aktiv, eigenverantwortlich und gemeinsam
mit anderen die Zukunft nachhaltig zu gestalten.

Das Konzept der nachhaltigen Bildungsland-
schaft eröffnet eine neue Dimension der Umsetzung
der Nachhaltigkeitsstrategie. Denn hier verbindet
sich die Verantwortung der politischen Akteure auf
kommunaler Ebene mit dem Engagement der ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Akteure. Die-
ser Ansatz ist auch deshalb von erheblicher Bedeu-
tung, da in der Landesnachhaltigkeitsstrategie die
kommunale Ebene als entscheidende Handlungs-
ebene bisher weitgehend fehlt. Die Orientierung an
der Lebenswirklichkeit „vor Ort“ ermöglicht es, die
starren Grenzen zwischen Bildungseinrichtungen
und Altersgruppen des lebenslangen Lernens zu
überwinden. Das Leitbild für nachhaltige Bildungs-
landschaften sollte anknüpfend an vorhandene
Strukturen wie den Runden Tisch Bildung für nach-

haltige Entwicklung (BNE) und analog zur Erstel
lung des Landesaktionsplans Bildung für Nachhal
tige Entwicklung (LAP) in einem transparenten
Prozess mit Beteiligung der unterschiedlichen Bil
dungsakteure entwickelt werden. Es ist notwendig
dass die Landesregierung einen konkreten Maßnah
menkatalog zur Entwicklung und Förderung nach
haltiger Bildungslandschaften erarbeitet, der auch
Maßnahmen, Ziele und Indikatoren umfasst. Dabei
geht es nicht nur um Projekte, sondern auch um
eine breite Kooperation von gesellschaftlichen Ak
teuren und ihre Vernetzung.
Erhaltung der Biodiversität und zukunfts
weisende Landnutzungen
Im Rahmen der Erstellung der Nachhaltigkeitsstra-
tegie hat der NHB darauf hingewiesen, dass er es
für sinnvoll hält, einen eigenen Handlungsschwer-
punkt „Biodiversität im Einklang mit zukunftswei-
senden Landnutzungen“ einzuführen26. Aufgrund
des bereits fortgeschrittenen Abstimmungsprozesses
über die Handlungsschwerpunkte hat sich die Lan-
desregierung stattdessen dafür ausgesprochen, die
Fragestellung der Erhaltung der Biodiversität und
der zukunftsfähigen Landnutzung in alle vorge-
schlagenen Handlungsschwerpunkte einzubeziehen.
Insofern ist die Landesregierung der Empfehlung
des NHB und der vielfältig geäußerten Kritik im
Rahmen des Dialogprozesses nicht gefolgt. Die nur
an einzelnen Stellen vorgenommene Einbeziehung
wird der Bedeutung des Themas nicht gerecht. Da-
mit wird ein für die nachhaltige Entwicklung des
durch großräumigen Naturschutz und land- und
forstwirtschaftliche Nutzung geprägten Landes ent-
scheidendes Politikfeld weitgehend ausgespart. Die
in der Strategie angesprochene „vertiefte Betrach-
tung“ dieses Themenkomplexes muss nach Auffas-
sung des NHB nicht nur in die einzelnen Hand-
lungsfelder integriert werden, sondern erfordert
darüber hinaus einen zusätzlichen eigenen Hand-
lungsschwerpunkt27. Der NHB möchte an dieser
Stelle mit Nachdruck betonen, dass er für die Nach-
haltigkeitsstrategie des Landes Brandenburg hier
dringenden Nachbesserungsbedarf sieht. In einem
aktiven Prozess der Umsetzung einer Nachhaltig-
keitsstrategie sollte auch in einem „fortgeschritte-
nen Abstimmungsprozess“ die Möglichkeit beste-
hen, einen als dringlich erscheinenden
Handlungsschwerpunkt nachträglich aufzunehmen.
Gerade das macht den Prozesscharakter der Nach-
haltigkeitsstrategie aus und würde diesen in seiner
Bedeutung stärken. In einer gemeinsam mit dem
Naturschutzbeirat und der Hochschule für Nachhal-
tige Entwicklung (HNE) am 14.06.2013 durchge-
führten Fachtagung28 wurde deutlich herausgear-
beitet, dass Brandenburg vor einer neuen Phase
intensivierter Landnutzung steht und dass die An-
sprüche an die Flächennutzung steigen. Dies zeigt



sich u.a. in den Diskussionen um die Versorgungssi-
cherheit bei der Lebensmittelproduktion, die Bereit-
stellung erneuerbarer Rohstoffe für die energetische
und stoffliche Nutzung, sowie den Einklang von
Produktionssystemen mit darüber hinausgehenden
Ökosystemleistungen. Seitens der Wissenschaften
wurde in zahlreichen Forschungsprojekten heraus-
gearbeitet, dass für die Sicherung der natürlichen
Lebensgrundlagen der Erhalt der biologischen Viel-
falt eine zentrale Voraussetzung ist. Der Erhalt der
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes gewährleis-
tet, dass die Ökosystemleistungen der Natur für un-
sere Gesellschaft dauerhaft zur Verfügung stehen.
Brandenburg steht also unzweifelhaft vor großen
Herausforderungen. Mit den aus der Fachtagung
entwickelten „Eberswalder Thesen“ werden konkre-
te Antworten u.a. auf folgende Fragen gegeben:
Welche Wege müssen beschritten werden, um die
Landnutzung im Sinne eines zukunftstragenden An-
spruches zu lenken? Welche Instrumente und Steue-
rungsmöglichkeiten sollten von der Politik geschaf-
fen und genutzt werden? Wie ist die
Zivilgesellschaft an diesen Prozessen zu beteiligen?

Umsetzung – Wege zu einer Nachhaltigen
Entwicklung
Der NHB hat in seinen Empfehlungen eine Fülle
von Vorschlägen gemacht, um das Leitbild der
nachhaltigen Entwicklung in der Öffentlichkeit zu
kommunizieren, in Politik und Verwaltung zu ver-
ankern und die formulierten Ziele nachhaltiger Po-
litik in die Praxis umzusetzen ("Nachhaltigkeits-
Governance" )29.
In der Landesnachhaltigkeitsstrategie werden diese
Aspekte weitgehend aufgegriffen:
• Partizipation und Kommunikation
• Landesregierung als Vorbild
• Abrechenbare Ziele und Indikatoren
• Nachhaltigkeitsprüfung
• Nachhaltigkeitsmanagement
Aus Sicht des NHB sind jedoch viele der in diesem
Zusammenhang getroffenen Aussagen zu unver-
bindlich. Nicht immer ist eine klare Absichtserklä-
rung der Landesregierung erkennbar. Im Konsulta-
tionsprozess wurden genauere Hinweise zu Zeitplan
und Umsetzungskonzept eingefordert. Auf einzelne
Aspekte wird im folgenden Kapitel 2 mit den Emp-
fehlungen des NHB zum weiteren Umsetzungspro-
zess der Nachhaltigkeitsstrategie (Nachhaltigkeits-
Governance) eingegangen.
________________________________

[1] http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/lt_ds290-b.pdf
[2] Informationen zum Beirat für nachhaltige Entwicklung unter: http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de
[3] http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/nstrategie.pdf
[4] Einzelheiten zu dem Dialogprozess der Landesregierung können der Internetseite des MUGV entnommen werden:

http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.311230.de
[5] http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/entw_lns.pdf
[6] https://nachhaltig.brandenburg.de/ecm-politik/nachhaltig/de/home
[7] Einzelheiten zum Prozess der Erstellung der Landesnachhaltigkeitsstrategie können direkt dem Eingangskapitel der

Landesnachhaltigkeitsstrategie entnommen werden (Seite 5ff; siehe:
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/nachhaltigkeitsstrategie_bb.pdf).

[8] http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/endberi03.pdf
[9] http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/lnseckp.pdf
[10] http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/empf_lns13.pdf
[11] Eine Liste der Veranstaltungsaktivitäten des Beirats befindet sich im Anhang dieses Dokuments.
[12] Eine Liste der Stellungnahmen und Erklärungen befindet sich ebenfalls im Anhang dieses Dokuments.
[13] Einzelheiten zur Online-Befragung können der Internetseite des Beirats entnommen werden: Siehe

http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/online_befrag.pdf
[14] Der Begriff Stakeholder wurde ursprünglich in Zusammenhang mit Unternehmen geprägt und bezeichnet die verschiedenen

Anspruchsgruppen mit berechtigten Interessen an der Unternehmenstätigkeit (wie Kunden, Lieferanten, Geldgeber etc.)
Mittlerweile wird er zunehmend auch in anderen Zusammenhängen gebraucht.

[15] Dies erfordert den Aufbau einer politischen Kultur von Teilhabe und Mitgestaltung in Brandenburg mit Elementen wie der
gezielten Ansprache verschiedener gesellschaftlicher Milieus, der Etablierung unterschiedlicher Beteiligungsformen, größerer
Unterstützung bürgerschaftlichen Engagements, mehr Transparenz und Offenheit von Verfahren etc. (siehe Kapitel 2.2.2).

[16] Nähere Ausführungen dazu finden sich in Kapitel 2 dieses Berichtes
[17] http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/stn_nhb_lns.pdf
9
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[18] Leider wurde keine Verbindung zur Internationalisierungsstrategie hergestellt, die gleichzeitig von der Landesregierung
beschlossen wurde.

Weitere für die Landesnachhaltigkeitsstrategie in diesem Zusammenhang wichtige Aspekte werden in der Studie „Die
internationale Dimension der Nachhaltigkeitsstrategie von Brandenburg" der Deutschen Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) angesprochen.
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/gizstudie_nachhaltigkeit.pdf

[19] Siehe entsprechende Ausführungen im Kapitel ‚Wirtschaft und Arbeit‘ in den Empfehlungen des NHB zur Landes-
nachhaltigkeitsstrategie.

[20] In der Landesnachhaltigkeitsstrategie wird das Thema Wohlfahrtsmessung (BIP und mögliche Alternativen) im Kapitel A bei
den Kernfragen des Nachhaltigkeitsverständnisses zwar angesprochen, in den Handlungsschwerpunkten bei der Diskussion von
Zielen und Maßnahmen jedoch nicht mehr aufgegriffen und mit konkreten Inhalten und Vorschlägen unterlegt. Für eine
Erhebung des ökologischen Fußabdrucks von Brandenburg wird in Kapitel C der Landesnachhaltigkeitsstrategie unter
‚Abrechenbare Ziele und Indikatoren‘ ein Prüfauftrag formuliert.

[21] Siehe entsprechende Ausführungen im Kapitel ‚Lebensqualität in Städten und Dörfern‘ in den Empfehlungen des NHB zur
Landesnachhaltigkeitsstrategie.

[22] Siehe hierzu auch Kapitel 2.2.1 Aktionspläne für eine nachhaltige Entwicklung
[23] Siehe entsprechende Ausführungen im Kapitel ‚Brandenburg als Vorreiter im Umgang mit dem Klimawandel und bei der

Energiewende‘ in den Empfehlungen des NHB zur Landesnachhaltigkeitsstrategie
[24] Siehe entsprechende Ausführungen im Kapitel ‚Zukunftsfähige Finanzpolitik‘ in den Empfehlungen des NHB zur

Landesnachhaltigkeitsstrategie
[25] Siehe entsprechende Ausführungen im Kapitel ‚Bildung für Nachhaltige Entwicklung – Nachhaltige Bildungslandschaften‘ in

den Empfehlungen des NHB zur Landesnachhaltigkeitsstrategie
[26] Siehe Schreiben des NHB an den Ministerpräsidenten und die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom

21.09.2012: http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/brief_mp_biodiv.pdf
[27] Siehe hierzu auch Kapitel 3 in diesem Bericht
[28] Siehe hierzu die Dokumentation der gemeinsam von NHB, Naturschutzbeirat und HNE durchgeführten Fachtagung „Erhaltung

der Biodiversität und zukunftsfähige Landnutzungen als Bestandteil der Nachhaltigkeitsstrategie Brandenburgs” am 14.06.2013
in Eberswalde http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/media.php/bb2.a.5490.de/doku_ft_biodiv.pdf

[29] Governance: bezeichnet allgemein das Steuerungs- und Regelungssystem im Sinn von Strukturen (Aufbau- und
Ablauforganisation) einer politisch-gesellschaftlichen Einheit. Häufig wird es auch im Sinne von Steuerung oder Regelung einer
jeglichen Organisation (etwa einer Gesellschaft oder eines Betriebes) verwendet. Siehe
Wikipedia.http://de.wikipedia.org/wiki/Governance
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2 Nachhaltigkeit als Prozess – die Umsetzung
der Nachhaltigkeitsstrategie in Brandenburg
Mit der Verabschiedung der Landesnachhaltig-
keitsstrategie ist eine wichtige Grundlage für eine
nachhaltige und zukunftsorientierte Entwicklung in
Brandenburg geschaffen. Sie ist ein erster wichtiger
Schritt auf diesem Weg, dem mit der Umsetzung
weitere folgen müssen. Die Landesregierung ver-
pflichtet sich mit dieser Strategie, ihre Politik an
den Maßstäben der Nachhaltigkeit auszurichten. Al-
lerdings steht nicht nur die Landesregierung in der
Verantwortung. Nachhaltige Entwicklung kann nur
gelingen, wenn Politik, Verwaltung, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft gemeinsam die Herausforderung
annehmen und die Nachhaltigkeitsstrategie mit viel
Engagement begleiten und durch praktisches Ver-
halten mit Leben füllen. Dieser Weg muss als ge-
meinsamer Such-, Lern- und Gestaltungsprozess
verstanden werden, der eine offene, dialogorientier-
te und partizipative Herangehensweise erfordert.
Die Landesregierung hat bei der Erarbeitung der
Strategie mit dem durchgeführten Dialogprozess
hier bereits wichtige Weichenstellungen vorgenom-
men, die in der Umsetzungsphase weiter ausgebaut
werden sollten.

Zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie be-
darf es einer Nachhaltigkeits-Governance, die die
Kommunikation und öffentliche Diskussion des
Leitbilds der nachhaltigen Entwicklung forciert und
dieses in Politik, Verwaltung, Unternehmen und im
Alltag der Bürgerinnen und Bürger verankert. Ent-
sprechend veränderte Verhaltensmuster und refor-
mierte Strukturen und Verfahren sind hierfür von
zentraler Bedeutung. Die Landesregierung muss
hierbei ihre Vorbildrolle wahrnehmen, z.B. durch
eine nachhaltigkeitsorientierte öffentliche Verwal-
tung (mit nachhaltiger und fairer Beschaffung, der
Einführung eines Nachhaltigkeitsmanagements in
öffentlichen Einrichtungen, nachhaltiger Landnut-
zung auf Flächen in öffentlichem Eigentum etc.).
Darüber hinaus sollte die Landesregierung die Rolle
eines „Ermöglichers“ einnehmen, der die Rahmen-
bedingungen dafür schafft, Nachhaltigkeitsprozesse
und -projekte auf den unterschiedlichen Ebenen des
Landes (Regionen, Landkreise, Kommunen) zu ver-
wirklichen. Entsprechende Modellprojekte können
Nachhaltigkeit sichtbar und begreifbar machen. Die
Handlungsschwerpunkte bieten hierfür zahlreiche
Ansatzpunkte. Der Nachhaltigkeitswettbewerb des
Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-

cherschutz hat dabei deutlich gemacht, wie vielfäl
tig die „Nachhaltigkeitslandschaft“ in Brandenburg
heute schon ist 30. Diese Aktivitäten zu bündeln und
zu vernetzen kann dazu beitragen, die Umsetzung
vorhandener Ansätze und Pilotprojekte in der Flä
che zu ermöglichen - vom einzelnen Projekt hin zur
(nachhaltigen) Struktur.

Der NHB hat in seinen Empfehlungen zur Lan
desnachhaltigkeitsstrategie im Kapitel „Nachhaltig
keitsstrategie als politischer Prozess“ zahlreiche
Empfehlungen für den Umsetzungsprozess gegeben
auf die an dieser Stelle verwiesen wird 31.

Einen Orientierungsrahmen für den Nachhaltig
keitsprozess in Brandenburg liefern die 6 P’s, die
der NHB mit seinen Empfehlungen zu den Eck
punkten einer Landesnachhaltigkeitsstrategie als
wesentliche Orientierungsgrundlage schon früh in
die Diskussion eingebracht hat und die nun auch
Eingang in die Strategie gefunden haben. Die Aus
richtung an den 6 P’s gewährleistet, dass nicht nur
einzelne Maßnahmen nachhaltiger werden, sondern
dass sich die Landesregierung insgesamt mit ihren
Instrumenten und Verfahren an einer „Politik der
Nachhaltigkeit“ orientiert.

Eine Konkretisierung der 6 P’s kann dazu die
nen, dass Nachhaltigkeitsverständnis des Landes zu
schärfen. Der NHB versteht diese Elemente des
Nachhaltigkeitsverständnisses folgendermaßen:

Positiv: Nachhaltige Politik sucht eine tragfähige
Lösung politischer Probleme, entwirft lebenswerte
Zukünfte und formuliert konkrete Ziele. Die Aus
richtung an der Lebenswelt der Menschen bietet
Chancen, sich stärker an ihren grundlegenden Be
dürfnissen und einem umfassenden Verständnis von
Lebensqualität zu orientieren, konkrete positive Vi
sionen der Entwicklung auf allen politischen Ebe
nen zu entwerfen und das Engagement in Gesell
schaft, Wirtschaft und Umwelt zu stärken. Sie
macht auf diese Weise den Mehrwert einer nachhal
tigen Politik deutlich.

Perspektivisch: Eine mittel- und langfristige
Orientierung trägt potenziellen zukünftigen Ent
wicklungen, dem Vorsorgeprinzip und der Rückhol
barkeit politischer Entscheidungen Rechnung. Da
mit wird eine Fixierung auf kurzfristige
Problemlagen und Interessen im politischen, wirt
schaftlichen und sozialen Raum, bei den politischen
Akteuren und im Alltagsleben, überwunden. Es sind
11
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Ziele für die nachhaltige Entwicklung des Landes
zu formulieren, die kurz-, mittel und langfristig rea-
lisierbar und überprüfbar sind.

Politikübergreifend: Der entscheidende Fort-
schritt des Nachhaltigkeitsverständnisses besteht
darin, die verschiedenen ökonomischen, sozialen
und ökologischen Belange und Interessen zusam-
men zu denken und partikulare Positionen zu über-
winden, um am Gemeinwohl orientierte Kompro-
misse zu erreichen. Nachhaltigkeitsziele sind nur

erreichbar, wenn zukunftsfähige integrierte Lösun-
gen gelingen. Nachhaltigkeit ist eine Querschnitts-
aufgabe, zu der alle Ressorts und gesellschaftlichen
Kräfte ihre eigenen Beiträge leisten.

Partizipativ: Die Beteiligung der verschiedenen
gesellschaftlichen Kräfte ist konstitutiv für nachhal-
tige Politik. Bereits bei der Zielformulierung und
politischen Entscheidung, aber auch im Verlauf des
Umsetzungsprozesses der Strategie muss Politik
transparent sein. Die staatlichen Akteure sind dabei
in der Verantwortung, die Voraussetzungen für
wirksame und glaubwürdige Partizipationsprozesse
zu schaffen. Der kommunalen Ebene und einer
Stärkung der Vernetzung zivilgesellschaftlicher Ak-
teure kommt dabei eine zentrale Rolle zu.

Prozesshaft: Nachhaltigkeit ist ein gesellschaftli-
cher Such-, Lern- und Gestaltungsprozess, der nicht
nur die Frage nach dem „Was“, sondern insbesonde-
re auch die Frage nach dem „Wie“ beinhaltet. Die
Auswahl von Handlungsschwerpunkten und Nach-
haltigkeitszielen und deren Umsetzung verlangen
kontinuierliche Prozesse der Aushandlung, Ent-
scheidungsfindung und Reflexion, die besonders of-
fene, integrierte und kooperative Formen der Politik
erfordern.

Prüfbar: Politik muss sich am Leitbild und am
Grundverständnis von Nachhaltigkeit messen las-
sen. Dies gilt für alle Phasen der Politik – von der
Politikformulierung bis hin zur Erfolgskontrolle.

Eine effektive ziel- und ergebnisorientierte Steue-
rung setzt voraus, das Erreichen der Ziele im Rah-
men festgelegte Verfahren zu überprüfen. Hierfür
sind möglichst konkrete, mit Indikatoren messbare
Ziele zu setzen. Das Monitoring dient dazu, den
Grad der Zielerreichung zu kontrollieren und die
Nachhaltigkeit künftiger Pläne, Programme und
Projekte zu optimieren.

Im Folgenden werden einzelne Aspekte näher
betrachtet, denen aus Sicht des NHB bei der Um-

setzung der Nachhaltigkeitsstrategie eine besondere
Bedeutung zukommt:
• Ziele und Indikatoren
• Nachhaltigkeitsprüfung
• Aktionspläne für eine nachhaltige

Entwicklung

2.1 Kernelemente der Umsetzung

2.1.1 Operationalisierung durch Ziele und
Indikatoren

Die Formulierung von Zielen und ihre Untersetzung
durch möglichst quantitative Indikatoren stellen
zentrale Elemente einer Nachhaltigkeits-Gover-
nance dar. Auf den verschiedenen politischen Ebe-
nen (EU, Bund, Bundesländer, z.T. auch auf kom-
munaler Ebene) sowie in den Fachpolitiken und bei
den Statistischen Landesämtern gibt es dazu bereits
eine Vielzahl von Ansätzen. Hier bieten sich An-
knüpfungspunkte und - im Falle der Indikatoren der
Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie - auch Vorga-
ben, die nun auf die besonderen Bedingungen
Brandenburgs bezogen werden müssen. Um eine
Bestandsaufnahme der bereits vorhandenen Indika-
toren vorzunehmen und zu einem auf Brandenburg
zugeschnittenen Ziel- und Indikatorensystem zu ge-
langen, ist die Unterstützung des Statistischen Am-
tes Berlin-Brandenburg und der nachgeordneten
Fachbehörden erforderlich. Ausgangspunkt dafür

Abbildung 3: die 6 P's



-

.

-
-

,

-
-
-

-

-

-
-
-

-
-
-

sind Indikatoren, die sich auf die Landesnachhaltig-
keitsstrategie beziehen - insbesondere auf die fünf
Handlungsschwerpunkte mit den jeweiligen Hand-
lungsfeldern - sowie die Anwendung des nationalen
Indikatorensatzes auf Brandenburg. Die Indikato-
rensysteme in anderen Bundesländern können dar-
über hinaus wertvolle Anregungen und Hinweise
geben. Zudem sollten die in diesem Bereich ausge-
wiesenen wissenschaftlichen Einrichtungen im
Land mit eingebunden werden, wenn neue, auf die
Handlungsfelder der Strategie zugeschnittene Indi-
katoren erarbeitet werden müssen. Über die Formu-
lierung von Zielen wird politisch entschieden. Sie
sind bereits in unterschiedlicher Form und punktu-
ell in den Handlungsfeldern der Landesnachhaltig-
keitsstrategie enthalten und ergeben sich außerdem
aus den unterschiedlichen fachpolitischen Strategi-
en.

Der NHB hat in seinen Empfehlungen für die
Strategie bereits darauf hingewiesen, dass es sehr
unterschiedliche Charakteristika und Funktionen
von Ziel- und Indikatorsystemen gibt. Eine wesent-
liche Unterscheidung ist die zwischen aggregierten
Indikatoren, die wichtige Aspekte eines Themenfel-
des (z.B. Wirtschaft oder Umwelt) zusammenfassen
und Indikatoren, die sich auf einen konkreten Sach-
verhalt beziehen (z.B. die Luftverschmutzung). Ei-
ner der bekanntesten aggregierten Indikatoren ist si-
cher das Bruttoinlandsprodukt (BIP), das wegen
seiner eingeschränkten Aussagekraft allerdings kri-
tisiert wird 32. Ergänzend hierzu schlägt der NHB
den Nationalen Wohlfahrtsindex (NWI) vor, der
auch auf Landesebene erhoben werden kann. Eine
andere aggregierte Größe ist der ökologische Fuß-
abdruck, der zusammenfassend die Umweltbelas-
tung darstellt.

Neben der Erfassung aggregierter Indikatoren,
die vorrangig zur Orientierung und Kommunikation
dienen, empfiehlt der NHB, die konkreten politi-
schen Ziele in den Handlungsfeldern der fünf
Handlungsschwerpunkte mit quantitativen und qua-
litativen Indikatoren zu untersetzen und regelmäßig
auf ihre Erfüllung zu überprüfen. Auch Rechtsset-
zungsvorhaben, Pläne und Programme sowie ein-
zelne Projekte sollten nach Möglichkeit mit abre-
chenbaren Zielsetzungen unterlegt sein. Nur auf
diese Weise lässt sich beurteilen, ob die verfolgte
Politik zu Veränderungen in Richtung Nachhaltig-
keit beiträgt. Die Ziele und Indikatoren sollten in
die Fachberichterstattungen aufgenommen werden.

Auf Initiative des NHB wurde in der zweiten
Dialogphase unter Beteiligung von Ressorts, eini-
gen nachgeordneten Behörden der Landesregierung
sowie weiteren Experten ein Workshop zum Thema
Ziele und Indikatoren durchgeführt. Die Vorschläge
des NHB und die Ergebnisse des Workshops sind in
die Entscheidung der Landesregierung eingeflos-
sen. Der NHB begrüßt die in der Strategie formu-

lierte Absicht, eine Bestandsaufnahme über Ansatz
punkte eines Ziele- und Indikatorensystems für
Brandenburg vorzunehmen. Wesentliche Elemente
für die Entwicklung eines solchen Systems sind der
partizipative Charakter dieses Prozesses und die
Unterstützung durch wissenschaftliche Expertise
Der NHB ist gerne bereit, dies im Rahmen seiner
Möglichkeiten zu unterstützen.

2.1.2 Nachhaltigkeitsprüfung

Von besonderer Bedeutung sowohl für die Umset-
zung der Nachhaltigkeitsstrategie als auch für die
Verankerung des Nachhaltigkeitsverständnisses in-
nerhalb der Verwaltung und bei den gesellschaftli-
chen Akteuren ist eine systematische Prüfung der
Politik auf ihre Nachhaltigkeit mit festen Verfahren.
Dies gilt nicht nur, wie vom Landtag vorgeschlagen
und auf Bundesebene und in Baden-Württemberg
praktiziert, für Rechtssetzungsvorhaben bzw. Kabi-
nettbeschlüsse, sondern kann auch auf ausgewählte
Pläne und Programme ausgedehnt werden. Darüber
hinaus können auch konkrete Vorhaben und Maß-
nahmen des Landes in eine solche Prüfung einbe-
zogen werden. Wie der NHB in seinen Empfehlun-
gen ausgeführt hat, können sich die konkreten
Fragestellungen und Verfahren unterscheiden. Denn
die Funktion einer solchen Nachhaltigkeitsprüfung
ist je nach Zeitpunkt der Prüfung und ihrer Funkti-
on bei der Erstellung oder Evaluierung von Maß-
nahmen unterschiedlich.

Die Herausforderung für Brandenburg besteht
nach Auffassung des NHB darin, den Anspruch ei
ner nachhaltigen Entwicklung umfassend zu veran
kern, ohne sich in allgemeinen Debatten über ein
„Leitbild“ für die Zukunft zu verlieren. Ziel war es
mit der Nachhaltigkeitsprüfung konkrete Debatten
über Sinn und Nutzen des Nachhaltigkeitsansatzes
auf den Weg zu bringen.

Aus diesem Grunde schlug der NHB die Ein
führung von Nachhaltigkeitsprüfungen vor. An
knüpfend an die in den Eckpunkten der Landesre
gierung vorgesehene Prüfung von Plänen und
Programmen unterbreitete er einen Vorschlag für
ein Prüfschema. Dieser – in Zusammenarbeit mit
einer Consulting-Agentur – entwickelte „Nachhal
tigkeitscheck“ wurde nach einer Diskussion mit den
Ressorts anhand von einigen Pilotverfahren einem
Test unterzogen. Indem das Prüfschema Grundfra
gen (Zukunfts- und Zielorientierung einschließlich
Zielkonflikten, Nachhaltigkeitsmanagement, Parti
zipation) und die Berücksichtigung aller drei Di
mensionen und ihrer Wechselwirkungen zum The
ma macht, öffnete das Verfahren den Blick für das
Verständnis von Nachhaltigkeit als Querschnitts
aufgabe. In einem Workshop wurden die Möglich
keiten und Probleme einer solchen Nachhaltigkeits
prüfung unter Beteiligung von Ressorts der
Landesregierung und von anderen Bundesländern
13
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diskutiert, eine weitere Arbeit daran wurde aller-
dings auf die Zeit nach der Verabschiedung der
Strategie verschoben.

Der NHB begrüßt, dass die Landesregierung in
die verabschiedete Strategie die Aufgabe aufgenom-
men hat, diese Erfahrungen auszuwerten und
Grundsatzdokumente, die wichtige politische Wei-
chenstellungen enthalten, auf ihre Nachhaltigkeit zu
überprüfen. Eine flächendeckende Prüfung ist dabei
weder möglich noch sinnvoll, da Verwaltungsauf-
wand und Nutzen in einem annehmbaren Verhältnis
stehen müssen. Die Einführung von Nachhaltig-
keitsprüfungen schrittweise zu vollziehen und dabei
auf den Lernprozess über Möglichkeiten und Gren-
zen des Verfahrens zu setzen, erscheint zielführen-
der. Die Landesregierung kann dabei auf den Erfah-
rungen mit dem vorhandenen Prüfschema aufbauen.
Die Durchführung von Nachhaltigkeitsprüfungen
dient nach Auffassung des NHB besonders auch ei-
ner „gelebten“ interministeriellen Zusammenarbeit.

2.1.3 Aktionspläne für eine nachhaltige Ent­
wicklung

Die Landesnachhaltigkeitsstrategie enthält eine Fül-
le von Zielen und Maßnahmen, insbesondere in den
fünf Handlungsschwerpunkten mit ihren unter-
schiedlichen Handlungsfeldern. Der NHB empfiehlt
daher, die Aktivitäten in den verschiedenen Berei-
chen über Aktionspläne zu bündeln und zu struktu-
rieren. In der Regel ist es nicht erfolgversprechend,
alle Ziele und Maßnahmen gleichzeitig anzugehen.
Aktionspläne ermöglichen es, Inhalte zu priorisie-
ren, einen Zeitrahmen festzulegen und so die Errei-
chung von Zielen zu gewährleisten und die Umset-
zung von Maßnahmen handhabbar zu machen. Sie
erfordern außerdem, systematisch über das Errei-
chen der Ziele nachzudenken und die konkreten
Schritte auf dem Weg dorthin zu planen. Anhand ei-
nes Aktionsplanes können auch die erforderlichen
Ressourcen eingeschätzt werden.

Im Rahmen der Aufstellung von Aktionsplänen
müssen die obligatorischen W-Fragen beantwortet
werden: wer tut was, mit wem, womit, wann und
wie; mit der Frage wozu wird den Beteiligten die
verfolgte Zielsetzung deutlich. Die frühzeitige Ein-
beziehung aller Beteiligten (betroffene Ressorts,
kommunale und sonstige Verbände etc.) und inter-
essierten Akteure schafft Vertrauen und erschließt
deren Potenziale.

Die Aufstellung von Aktionsplänen wird wesent-
licher Schwerpunkt der zu bildenden Arbeitsgrup-
pen zu den Handlungsschwerpunkten sein wie sie
der NHB vorschlägt 33. Die bestehenden Landespla-
nungen und vorhandenen Strategien enthalten hier-
für wichtige Anknüpfungspunkte. Einen konkreten
Handlungsansatz bietet in diesem Zusammenhang
die Umsetzung des Raumordnungsgesetzes und die

darin geforderte Aufstellung der „integrierten Re
gionalpläne“. Die Nachhaltigkeitsstrategie hat nach
Auffassung des NHB hierbei den Charakter einer
Dachstrategie.

2.2 Nachhaltigkeitsprozess: Aufgaben und
Verantwortlichkeiten

Der komplexe Charakter von nachhaltiger Entwick-
lung und nachhaltiger Politik als Querschnittsauf-
gabe stellen eine große Herausforderung dar. Er er-
fordert die Übernahme politischer Verantwortung
nicht nur durch die Landesregierung, sondern aller
politischen Akteure, ein kooperatives und koordi-
niertes Verhalten und eine integrative Herangehens-
weise an Probleme. Die Nachhaltigkeitsstrategie, so
betont die Landesregierung, ist eine Aufgabe des
gesamten Landes. Sie erfordert angemessene Ko-
operationsstrukturen nicht nur im staatlichen Be-
reich, zwischen Landesregierung, Parlamenten, Be-
hörden, Landkreisen und Kommunen, sondern auch
mit den gesellschaftlichen Kräften und ihren Orga-
nisationen. Keines der Ziele kann „top down“ und
nur durch wenige Akteure umgesetzt werden. Gera-
de wegen des innovativen Charakters nachhaltiger
Politik kommt den staatlichen und parlamentari-
schen Akteuren eine Führungsrolle zu, sie fungieren
als Vorbilder und Vorreiter. Der NHB hat in seinen
Empfehlungen auf die Notwendigkeit politischer
Führung und Koordination im Einzelnen hingewie-
sen.

2.2.1 Koordination des Prozesses

Die Landesnachhaltigkeitsstrategie hebt an vielen
Stellen die Bedeutung von koordiniertem Vorgehen
und integrierten Vorhabenplanungen hervor. Bei der
konkreten Umsetzung der Maßnahmen, die von al-
len Ressorts getragen werden muss und die nur
durch eine breite gesellschaftliche Beteiligung er-
folgreich sein kann, ist dies entscheidend. Mit der
Interministeriellen Arbeitsgruppe Nachhaltige Ent-
wicklung (IMAG NE) hat die Landesregierung ein
Koordinationsgremium geschaffen, das dem Quer-
schnittscharakter der Nachhaltigkeit Rechnung trägt
und es ermöglicht, sich bereits zu einem frühen
Zeitpunkt zwischen den Ressorts abzustimmen. So-
wohl die Prüfung und Bewertung politischer Maß-
nahmen als auch der verstärkte Einbezug zivilge-
sellschaftlicher Kräfte in die Formulierung und
Umsetzung von Politik erfordern ein koordiniertes
Vorgehen.

Auch die Zusammenarbeit der Landesebene mit
den Landkreisen und Kommunen bedarf einer stär
keren Kommunikation und Kooperation, denn
nachhaltige Politik „vor Ort“ ist der Schlüssel für
eine erfolgreiche Umsetzung der Nachhaltigkeitss
trategie. Nur wenn die lokalen Handlungsbedarfe
berücksichtigt werden, werden politische Maßnah
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men von den Menschen akzeptiert und schlagen
sich in ihrem Verhalten nieder. Hierzu sind die
Handlungsspielräume auf kommunaler und Krei-
sebene zu erweitern und flexible Rechtsrahmen zu
schaffen. Der NHB spricht sich dafür aus, dass den
Landkreisen und Kommunen bei der Umsetzung
der Strategie eine größere Bedeutung beigemessen
wird als dies bisher bei der Erstellung der Fall war.

Im Kapitel 2.3 unterbreitet der NHB erste Vor-
schläge für Organisationsformen, die koordinieren-
de Aufgaben übernehmen könnten. Die Gesamtko-
ordination des Nachhaltigkeitsprozesses sieht der
NHB als Teil der Richtlinienkompetenz des Minis-
terpräsidenten und seiner Staatskanzlei.

2.2.2 Teilhabe und Mitgestaltung

Der breit angelegte und erfolgreiche Dialogprozess
hat wichtige Impulse bei der Erstellung der Strate-
gie gegeben 34. Er war ein entscheidender Schritt
zur Verankerung des Verständnisses von nachhalti-
ger Entwicklung in Brandenburg. Auch wenn viele
Anregungen und Vorschläge aus den Konsultatio-
nen nicht aufgenommen wurden, hat der Prozess
bei den Akteuren Erwartungen bezüglich der weite-
ren Mitgestaltung des Prozesses geweckt und die
Bereitschaft gestärkt, sich aktiv an der Umsetzung
der Strategie zu beteiligen. Diese Bereitschaft bleibt
langfristig allerdings nur erhalten, wenn die Beiträ-
ge ernst genommen werden und echte Mitbestim-
mung gewährleistet ist.

Aus der Online-Befragung des NHB wurde er-
sichtlich, dass insbesondere Online-Konsultationen
und Ideenbörsen im Internet, Fachworkshops und
Netzwerkkonferenzen geeignet sind, Partizipations-
prozesse zu fördern.

Der NHB begrüßt ausdrücklich die in der Strate-
gie genannten Aktivitäten zur Stärkung der Partizi-
pation und Kommunikation und hat in seinen Emp-
fehlungen eine Reihe von weitergehenden
Vorschlägen gemacht. Die Kommunikation über die
Politik in Brandenburg sollte insgesamt in den Kon-
text der Strategie gestellt werden und sich am Leit-
bild der Nachhaltigkeit orientieren.

Zu einer themenübergreifenden Vernetzung der
Kommunen und der gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Akteure, die vor Ort in einer Politik der
Nachhaltigkeit engagiert sind, gibt es in Branden-
burg eine Reihe von Ansätzen, die Anknüpfungs-
punkte bieten und gebündelt und weiter entwickelt
werden sollten.

Aufgaben lassen sich jedoch nicht einfach an zi-
vilgesellschaftliche oder wirtschaftliche Akteure
„delegieren“. Verwaltung und Politik spielen viel-
mehr eine Rolle als “Ermöglicher, Moderator, Rah-
mensetzer und Initiator“, wie es in der Nachhaltig-
keitsstrategie formuliert wird. Hierzu gehört auch,
Bedingungen zu schaffen, die es vor allem den eh-
renamtlichen Akteuren ermöglicht und erleichtert,

sich zu beteiligen. So sollte sich der Staat an zu
sätzlichen Kosten und Aufwendungen der Akteure
beteiligen, Freistellungen erleichtern und Netz
werkstrukturen unterstützen, die zivilgesellschaftli
che Akteure aus eigener Kraft kaum bereitstellen
können.

Partizipation bedeutet auch für Politik und Ver
waltung einen Mehraufwand. Angesichts der viel
fältigen bereits bestehenden Partizipationsprozesse
erscheint es sinnvoll, ein Projekt zu vergeben, das
die bisher in Brandenburg vorliegenden Erfahrun
gen auswertet, potenzielle Synergieeffekte auslotet
und Vorschläge zur Vereinfachung, Harmonisierung
und Weiterentwicklung von Beteiligungsverfahren
erarbeitet. Diese Auswertung kann dann für den
Umsetzungsprozess der Strategie nutzbar gemacht
werden.

2.2.3 Wissenschaftliche Begleitung

Nachhaltige Entwicklung auf politischer Ebene zu
initiieren und im Verwaltungshandeln zu vollziehen,
erfordert - insbesondere „vor dem Hintergrund des
raschen Wandels des Erdsystems“ 35 - die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse laufend in Entschei-
dungsprozesse verantwortungsvoll einfließen zu
lassen. Dies wird allerdings dadurch erschwert, dass
sich die mittel- und unmittelbaren Auswirkungen
selten ex ante klar vorhersagen lassen. Entschei-
dungen zur nachhaltigen Entwicklung müssen daher
vielfach unter Unsicherheit getroffen werden. Dabei
kann unterschieden werden zwischen rein statisti-
scher Unsicherheit sowie Ungewissheit infolge be-
grenzter Kenntnisse. In den wissenschaftlichen Ein-
richtungen in Brandenburg gibt es über einige große
Verbundprojekte (vgl. SENSOR, INKA-BB, ELaN)
explizit eine Forschung zu ex ante-Nachhaltigkeits-
bewertungsverfahren (ex ante sustainability impact
assessment). Um Fehlentwicklungen zu vermeiden,
sollte in weitreichende politische oder administrati-
ve Entscheidungen der aktuelle Stand der wissen-
schaftlichen Erkenntnis einfließen. Dieser verändert
sich aber in vielen Bereichen nachhaltiger Entwick-
lung aufgrund neuer Forschungsergebnisse stetig -
und damit auch die Grenzen zwischen gesichertem
Wissen, Ungewissheit und Unwissen. Eine ex post
Analyse früherer Entscheidungen im Lichte neuer
Erkenntnisse kann dabei die Qualität von Entschei-
dungsprozessen verbessern.

Der NHB hält es daher für erforderlich, den
weiteren Nachhaltigkeitsprozess wissenschaftlich
zu begleiten. Insbesondere auch, weil Wechselwir
kungen zwischen den einzelnen Handlungsschwer
punkten der Nachhaltigkeitsstrategie zu erwarten
sind, die wissenschaftlich ex ante und ex post beur
teilt werden sollten. Darüber hinaus bedarf die Ein
beziehung neu hinzukommender weiterer Themen
nicht nur einer wissenschaftlichen Untersetzung
sondern auch verstärkter zusätzlicher Aufwendun
15
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gen für wissenschaftliche Expertisen oder For-
schungsergebnisse.

2.3 Struktur der Nachhaltigkeitspolitik

Das Nachhaltigkeitsmanagement und die sechs
Prinzipien nachhaltiger Politik müssen in den beste-
henden Strukturen der Landespolitik verankert wer-
den. Eine Nachhaltigkeits-Governance umfasst dar-
über hinaus auch, in welchen Formen
Konsultations- und Beteiligungsprozesse ablaufen
sollen und welche Organisationsformen dafür not-
wendig sind. Die folgenden Überlegungen und
Empfehlungen greifen die Aussagen in der Landes-
nachhaltigkeitsstrategie und den Empfehlungen des
Beirats sowie Anregungen aus den Erfahrungen in
anderen Bundesländern auf. Dabei sollen die ver-
schiedenen Aufgaben, Akteure und institutionellen
Ansatzpunkte in einen Zusammenhang gestellt wer-
den. Die Vorschläge der vom Ministerium für Um-
welt, Gesundheit und Verbraucherschutz (MUGV)
beauftragten Expertise zu künftigen Partizipationss-
trukturen bieten hier ebenfalls eine Fülle von Anre-
gungen und Vorschlägen.

Die wesentlichen Funktionen der hier vorge-
schlagenen Struktur sind: den Gesamtprozess zu-
sammenzufassen, die verschiedenen Akteure mit-
einander zu vernetzen, nachhaltige Politik in die
Gesellschaft zu kommunizieren und der Nachhal-
tigkeitspolitik so ein öffentliches Profil zu geben.

Sie besteht aus den folgenden fünf Elementen.
Die politische Kooperation in der Landesregie-

rung findet weiterhin im Rahmen der Interministe-
riellen Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit (IMAG) statt.
Die Ressorts sollten in einer Form vertreten sein,
die an die ressortinternen Koordinationsstrukturen
angebunden ist und in der Hierarchie so hoch ange-
siedelt ist, dass politische Abstimmungsprozesse er-
leichtert werden. Der NHB sollte weiterhin eine be-
ratende Rolle in der IMAG wahrnehmen.

Ein Beirat für Nachhaltige Entwicklung (NHB)
wird erneut berufen. Er berät die Landesregierung
fachlich und fördert den öffentlichen Dialog. Er ist
unabhängig und verfügt über eine Geschäftsstelle.
Um den Einbezug unabhängiger Expertise zu ge-
währleisten, plädiert der gegenwärtige NHB dafür,
ihn mit Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen
unterschiedlicher Fachgebiete zu besetzen und die
Vertretung von gesellschaftlichen Interessen ge-
trennt davon zu halten.

Ein Nachhaltigkeitszentrum vernetzt die gesell-
schaftlichen Aktivitäten (Zivilgesellschaft, Stake-
holder, lokale Akteure u.a.), die sich um die Umset-
zung der Nachhaltigkeitsstrategie bemühen und
sich dabei an Partizipationsprozessen beteiligen. Es
ist mit einer Geschäftsstelle und entsprechenden fi-
nanziellen Mitteln ausgestattet. Eine enge Koopera-
tion oder Zusammenfassung mit der Geschäftsstelle
des NHB ist sinnvoll. Ausgangspunkt für die Bil-

dung eines solchen Zentrums können bestehende
Netzwerke wie Brandenburg21, LEADER-Aktions
gruppen, regionale Strukturen oder Runde Tische
sein. Das Nachhaltigkeitszentrum stellt eine An
laufstelle für Nachhaltigkeitsinitiativen und einen
Ort der Zusammenarbeit dar, unterstützt diese nach
Möglichkeit in ihren Aktivitäten und ihrer Öffent
lichkeitsarbeit. Das bestehende Jugendforum sollte
im Rahmen der Arbeit des Nachhaltigkeitszentrums
fortgeführt werden.

Ein Nachhaltigkeitsforum/eine Nachhaltigkeits
konferenz verbindet die Beratungs- und Partizipati
onsstrukturen. Sie behandelt jährlich die Umset
zung der Strategie und die zukünftige Entwicklung
nachhaltiger Politik in Brandenburg. An ihr beteili
gen sich die Landesregierung, der Landtag, die Ge
bietskörperschaften, der NHB und Vertreter von
Wirtschaft und Gesellschaft. Sie findet unter Vorsitz
der Landesregierung statt. Sie bedarf einer Vorbe
reitungsstruktur, an der auch Landesregierung und
NHB beteiligt sind. Aufgabe und Arbeitsweise sind
im Einzelnen von der Gesamtstruktur abhängig.

Zur Umsetzung der Strategie in den einzelnen
Handlungsfeldern werden Arbeitsgruppen unter
Verantwortung eines federführenden Ressorts ge
bildet, an denen neben Vertretern der Landesregie
rung auch Vertreter des NHB, der zivilgesellschaft
lichen Kräfte und der Wirtschaft teilnehmen, um
Maßnahmen und Projekte zu diskutieren und gege
benenfalls gemeinsam zu realisieren. Die Arbeits
gruppen leisten einen maßgeblichen inhaltlichen
Beitrag zur Vorbereitung der jährlichen Nachhaltig
keitskonferenz und berichten dort.

Diese Vorschläge für Aufgaben und Verantwort
lichkeiten knüpfen an bestehende Institutionen und
Akteure an. Sie sollen die Umsetzung der Strategie
auf eine breite politische Grundlage stellen. Auf
diese Weise lassen sich die Synergieeffekte einer
Bündelung der Aktivitäten erhöhen und neue Mög
lichkeiten für eine engere Zusammenarbeit schaf
fen. Dabei handelt es sich um erste Empfehlungen
die im weiteren Diskussionsprozess präzisiert wer
den müssen.
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Abbildung 4: Strukturen für den Umsetzungsprozess der Nachhaltigkeitsstrategie

________________________________
[30] Siehe: https://nachhaltig.brandenburg.de/nachhaltig/de/mapconsultation/43485/map
[31] Siehe entsprechende Ausführungen im Kapitel ‚Nachhaltigkeitsstrategie als politischer Prozess‘ in den Empfehlungen des NHB

zur Landesnachhaltigkeitsstrategie
[32] Stellvertretend sei hier auf die Debatte hingewiesen, wie sie der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale

Umweltveränderungen (WBGU) in seinem Gutachten „Welt im Wandel - Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation“
auf Seite 79 ff. aufgreift http://www.wbgu.de/hauptgutachten/hg-2011-transformation/

[33] Siehe hierzu die weiteren Ausführungen in Kapitel 2.3 in diesem Bericht
[34] Siehe Kapitel 1 in diesem Bericht
[35] So der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) in seinem Gutachten „Welt im

Wandel - Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation“, Seite 342. http://www.wbgu.de/hauptgutachten/hg-2011-
transformation/
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3 Ergänzende Themen für den
Nachhaltigkeitsprozess
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Mit den in der Nachhaltigkeitsstrategie benannten
Handlungsschwerpunkten und Handlungsfeldern
hat die Landesregierung ambitionierte Themen ge-
setzt. Zugleich hat sie mit der offenen, auf Partizi-
pation der zivilgesellschaftlichen Akteure ausge-
richteten Erarbeitung der Strategie Raum
geschaffen für die Benennung weiterer, für eine
nachhaltige Entwicklung des Landes wichtiger The-
men. Das Engagement der Akteure, wie auch ihre
Kompetenz, rechtfertigen deren Erwartung, dass
auch die benannten thematischen Ergänzungen im
Nachhaltigkeitsprozess berücksichtigt werden. Der
NHB teilt diese Erwartung. Er sieht sich dabei auch
in seiner Einschätzung bestärkt, dass der von ihm
benannte Themenschwerpunkt Biodiversität und
Landnutzung dringend einer umfassenden Berück-
sichtigung im weiteren Umsetzungsprozess bedarf.
Auch in der Nachhaltigkeitsstrategie wird festge-
stellt, dass dieser Themenkomplex im weiteren Ver-
lauf Gegenstand einer vertieften Betrachtung sein
sollte. In diesem Zusammenhang werden außerdem
die gleichwertigen Lebensbedingungen im Land ge-
nannt, die auch aus Sicht des NHB ein wichtiger
Aspekt in der Diskussion über eine nachhaltige Ent-
wicklung sind.

Im Rahmen der Fachworkshops der ersten
Konsultationsphase wurde sehr häufig angespro-
chen, dass für eine Umsetzung der Nachhaltig-
keitsstrategie Experimente auf verschiedenen Ebe-
nen (Kommune, Landkreis, Region etc.) und durch
verschiedene Akteursgruppen (Unternehmen, Zivil-
gesellschaft, Verwaltung) notwendig sind, um nach-
haltigere Lebens- und Wirtschaftsstile zu erproben.
Voraussetzung dafür, dass von solchen Experimen-
ten für den Umsetzungsprozess gelernt werden
kann, ist eine offene Haltung in Politik und Verwal-
tung, die die Etablierung derartiger Lernorte unter-
stützt und ermöglicht. Hierzu gehört, den bestehen-
den Ermessensspielraum auszuschöpfen und mittels
Ausnahme- oder Sonderregelungen zu erweitern.

Als zentrale Themen der zweiten Konsultati-
onsphase (Online-Konsultation und Dialogveran-
staltung) wurden nachhaltige Produktions- und

Konsummuster sowie die Veränderung individueller
Lebensstile benannt.

Die vom NHB durchgeführte Online-Befragung
hat über die zuvor genannten Themen hinaus eine
Vielzahl von Anregungen gebracht. Diese decken
sich vielfach mit den vom NHB bisher erörterten
Aspekten, lassen jedoch auch neue, für den künfti
gen Nachhaltigkeitsprozess wichtige Themen er
kennen. Der NHB hat diese geprüft und sieht die
Notwendigkeit, insbesondere die folgenden The
men im Rahmen des Nachhaltigkeitsprozesses zu
berücksichtigen:
• Rohstoffe, nachhaltige und schonende Ressour
cennutzung; Umgang mit Kunststoffen in der
Verpackungsindustrie; Wertstoffrecycling; Res
sourceneffizienz; Kreislaufwirtschaft

• Wasser, Schutz des Wasserhaushaltes bzgl. Aus
beutung von Bodenschätzen z.B. Fracking; vor
beugende Maßnahmen zum Gewässerschutz
Hochwasserschutz; Gefährdung der Umwelt
durch zunehmenden Wassertourismus; Retenti
onsflächen zum Hochwasserschutz

• Wirtschaftsordnung, verbindliche ökosoziale Bi
lanzierungen für alle Wirtschaftsakteure; Aus
schluss von Externalisierung; Internalisierung
externer Kosten; Orientierung an Postwachs
tumsökonomie; Gemeinwohlökonomie; gerechte
Einkommens und Vermögensverteilung, Neube
wertung von unbezahlter Arbeit

• Bauwesen und Raumordnung, ökologische und
energetische Sanierung des Baubestandes; Ge
bäudeenergiewende; Entwicklung ländlicher
Räume; Ausgleichsbeziehungen zwischen Me
tropolen und dem ländlichen Raum; alternative
Pläne zur nachhaltigen Entwicklung der vom
Strukturwandel besonders betroffenen Regionen
wie Lausitz, Uckermark etc.

• Natur und Landschaft, Erhaltung und Renaturie
rung von Mooren als natürlicher CO2-Speicher
Waldumbau; Beseitigung der Umweltschäden
durch die verursachende Industrie; Evaluierung
von Maßnahmen zum Biotop- und Artenschutz
hinsichtlich entstandener und entstehender Ziel



konflikte
Mit der Benennung der o.a. weiteren Themen ver-
bindet der NHB nicht die Erwartung, die nunmehr
beschlossene Strategie zeitnah zu überarbeiten.
Vielmehr bietet die Umsetzungsphase ausreichend
Raum auch thematische Ergänzungen vorzuneh-
men. Entscheidend ist aus Sicht des NHB die Be-

reitschaft von Politik und Verwaltung, die nachhal-
tige Entwicklung des Landes als einen andauernden
Prozess zu sehen, der einen Perspektivwandel in al-
len Handlungsschwerpunkten erforderlich macht.
19
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In seiner Stellungnahme vom 08. Mai 2014 zur Ver-
abschiedung der Landesnachhaltigkeitsstrategie
durch die Landesregierung hebt der NHB hervor,
dass damit ein wichtiges Signal für konkrete Umset-
zungsschritte in nächster Zukunft gesetzt wird. Die-
se Nachhaltigkeitsstrategie ist eine gute Grundlage
für eine nachhaltige und zukunftsorientierte Ent-
wicklung Brandenburgs. Sie eröffnet neue Perspek-
tiven für das Handeln der Landesregierung und aller
gesellschaftlichen Akteure und kann damit entschei-
dende Impulse für ein lebenswertes Brandenburg
initiieren.
Mit dieser Nachhaltigkeitsstrategie geht die Landes-
regierung die ersten Schritte auf dem Weg Branden-
burgs als Modellregion für eine nachhaltige Ent-
wicklung, auch wenn den Erwartungen des NHB
und vieler Akteure, die im Dialogprozess die Ge-
staltung der Nachhaltigkeitsstrategie aktiv und kon-
struktiv begleitet haben, nur zum Teil entsprochen
wurde. Die rege Beteiligung der verschiedenen Ak-
teure, Institutionen und Verbände aus Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft und Verwaltung hat das große In-
teresse an solchen Grundsatzfragen der Politik
deutlich gemacht. Es zeigt auch, dass die Nachhal-
tigkeitsstrategie als Grundlage der Politik in Bran-
denburg ernst genommen wird und sich daran hohe
Erwartungen knüpfen. Die intensive Mitwirkung
der Interministeriellen Arbeitsgruppe Nachhaltige
Entwicklung (IMAG-NE) am Dialogprozess war
Voraussetzung und grundlegende Basis dafür, dass
viele Vertreter und Vertreterinnen der Ressorts sich
aktiv an den öffentlichen Diskussionen zur Nach-
haltigkeitsstrategie beteiligt haben.

Viele Empfehlungen des NHB, insbesondere zu
den Handlungsschwerpunkten, finden sich in der
Nachhaltigkeitsstrategie wieder. Allerdings sind sei-
ne Empfehlungen für ein nachhaltiges Verwal-
tungshandeln, die zum Ziel hatten, diesen Prozess
zu unterstützen, in der Strategie nur teilweise über-
nommen worden. Der NHB sieht durchaus die prak-
tischen Schwierigkeiten, mit denen Politik und
Verwaltung konfrontiert sind, um den Anspruch der
Strategie umzusetzen und mit Leben zu füllen.
Insbesondere da, wo der NHB einen Perspektiv-
wechsel im Handeln von Politik und Verwaltung für
erforderlich hält und wo er sich durch den Dialog-
prozess bestätigt fühlt, wird bei der Umsetzung der
Nachhaltigkeitsstrategie aber weiterhin Diskussi-
onsbedarf gesehen.

Anknüpfend an die im Vorwort anhand der sechs
P's skizzierten Erwartungen an den Nachhaltig-
keitsprozess kommt der NHB zu folgender Ein-
schätzung:

Positiv: Die Ansätze für eine lebenswerte Zu
kunft der Menschen in allen Regionen Branden
burgs sind erkennbar, zu wenig wurde aber der not
wendige Wechsel der Perspektive aufgenommen
z.B. den Blick nicht lediglich auf die Infrastruktur
wie Straßenbau, zu richten, sondern Politik von den
elementaren Bedürfnissen der Menschen her, wie
der Erfüllung der Mobilitätsbedürfnisse, zu begrei
fen.

Perspektivisch: Die langfristigen Zukunftsper
spektiven hat die Landesregierung in dieser Legis
la-turperiode ausgespart. Der NHB hält es für erfor
derlich, aus der Strategie heraus das Leitbild eines
zukunftsfähigen Brandenburg zu entwickeln und es
breit zu kommunizieren.

Politikübergreifend: Die Beteiligung der ver
schiedenen Ressorts der Landesregierung bei der
Erstellung der Nachhaltigkeitsstrategie ist ein be
währtes Modell für eine erfolgreiche Umsetzung in
den nächsten Jahren. Der Vorbereitung politischer
Entscheidungen durch die Interministerielle Ar
beitsgruppe kommt dabei eine Schlüsselrolle bei
der Planung und der Koordination der Umsetzung
zu. Die Nachhaltigkeitsstrategie ist keine zusätzli
che und die Arbeit der Verwaltung erschwerende
Aufgabe, sondern ergänzt sie. Ihr erkennbarer
Mehrwert besteht darin, die Folgen der Politik für
alle gesellschaftlichen Bereiche und Politikfelder
rechtzeitig abzuschätzen und so Probleme zu ver
meiden. Sie verstärkt die Zusammenarbeit und kann
auf diese Weise zur Entlastung von Abläufen bei
tragen.

Partizipativ: Die vielfältig aktive und konstruk
tive Beteiligung so vieler Akteure im Dialogprozess
zur Gestaltung der Nachhaltigkeitsstrategie stimmt
sehr positiv und stellt eine Chance für den zukünfti
gen Umsetzungsprozess dar. Für die nachhaltige
Entwicklung des Landes Brandenburg ist nicht nur
die Landesregierung in der Verantwortung, sondern
die gesamte Gesellschaft. Damit die gesellschaftli
chen Akteure ihr gerecht werden können, bedarf es
eines aktiven Engagements des Staates als Ermögli
cher und Unterstützer.

Prozesshaft: Der gesellschaftliche Such-, Lern
und Gestaltungsprozess, der nicht nur die Frage
nach dem „Was“, sondern insbesondere auch die
Frage nach dem „Wie“ beinhaltet, wurde bereits er
folgreich und aussichtsreich eingeleitet. Dies macht
Mut für die Zukunft. Entscheidend ist, wie die
Nachhaltigkeitsstrategie umgesetzt werden soll; mit
welchen begleitenden Strukturen und Verfahren des
politischen Prozesses. Der NHB geht davon aus
dass die Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie



,
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eine Parteien und Interessen übergreifende Aufgabe
darstellt. Er erwartet hier eine möglichst rasche
Klärung nach den Landtagswahlen, insbesondere
was organisatorische Ausgestaltung (IMAG, NHB,
Partizipationsstukturen) betrifft.

Prüfbar: Für die Umsetzung der Nachhaltig-
keitsstrategie in praktisches Handeln sind klare Zie-
le und handhabbare Indikatoren notwendig, um zu
erkennen, ob man sich auf dem richtigen Weg zum
Ziel befindet oder ein Nachjustieren erforderlich ist.
Zur Entwicklung von Indikatoren, die für einen
Monitoringprozess notwendig sind und die einen
unverhältnismäßigen Zusatzaufwand vermeiden,
hat der NHB anknüpfend an bewährte und einge-
spielte Verfahren Vorschläge unterbreitet.

Zum Schluss der Würdigung der Nachhaltig-
keitsstrategie bleibt die Frage: Wie geht es nun wei-
ter? Was bedeutet das für die weitere Arbeit der zu-
künftigen Landesregierung? Wie wird der

Umsetzungsprozess organisiert und welche institu-
tionellen Voraussetzungen braucht es dafür? Von
dem bisherigen Prozess der Erstellung der Nach-
haltigkeitsstrategie lassen sich wertvolle Erfahrun-
gen für den weiteren Prozess der zukünftigen Um-
setzung ableiten. Der hier vorgelegte Bericht geht
darauf mit entsprechenden Empfehlungen ein. Der
NHB hat den bisherigen Prozess in der 5. Legisla-
turperiode gerne mit einer Vielzahl von Beiträgen
Empfehlungen und Stellungnahmen unterstützt. Die
bisherige erfolgreiche Kooperation zwischen NHB
Landesregierung und zivilgesellschaftlichen, kom-
munalen und wirtschaftlichen Akteuren empfiehlt
sich auch für die zukünftige Umsetzung der Nach-
haltigkeitsstrategie in der kommenden Legislatur-
periode.
21
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Empfehlungen und Stellungnahmen des Beirats
für Nachhaltige Entwicklung in der 5.
Legislaturperiode
Der NHB berät die Landesregierung hauptsächlich in Form von Beschlüssen, Empfehlungen und Stellung-
nahmen. In der 5. Legislaturperiode wurden vom NHB folgende Beiträge eingebracht:

Stellungnahme des Beirates für Nachhaltige Entwicklung Brandenburg (NHB)
zum Braunkohleplan Welzow­Süd II
Die Landesregierung hat auf ihrer Sitzung am 03.Juni 2014 den Braunkohlenplan Welzow-Süd, Teilabschnitt
II, als Rechtsverordnung beschlossen. Der NHB hat zu diesem Beschluss am 05.Juni 2014 eine Stellungnah-
me abgegeben.

Stellungnahme des Beirates für Nachhaltige Entwicklung Brandenburg (NHB)
zur Landesnachhaltigkeitsstrategie
Die Landesregierung hat am 29. April die Nachhaltigkeitsstrategie für Brandenburg beschlossen. Der NHB
hat am 08. Mai 2014 eine Stellungnahme zur Landesnachhaltigkeitsstrategie abgegeben.

Empfehlungen des Beirates für Nachhaltige Entwicklung Brandenburg (NHB)
zur Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Brandenburg
Der NHB hat am 22. März 2013 seine Empfehlungen zur Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Brandenburg
an die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Frau Tack übergeben.

Stellungnahme des Beirates für Nachhaltige Entwicklung Brandenburg (NHB)
zum Entwurf der "Energiestrategie 2030"
Die Landesregierung Brandenburg hat am 10. Januar 2012 in Potsdam den Entwurf für die "Energiestrategie
2030" vorgelegt. Der NHB hat am 07. Februar 2012 eine Stellungnahme zum Entwurf der Energiestrategie
2030 abgegeben.

Empfehlung des Beirates für Nachhaltige Entwicklung des Landes Branden­
burg (NHB) und des Naturschutzbeirates für eine Landnutzungskonzeption in
Brandenburg
Der NHB hat gemeinsam mit dem Naturschutzbeirat empfohlen, eine Landnutzungskonzeption für Branden-
burg zu entwickeln. Titel: Chancen komplex aufgreifen – Gemeinsames Positionspapier des Naturschutzbei-
rats und Nachhaltigkeitsbeirats Brandenburg für eine Landnutzungskonzeption.
In einem Brief an den Ministerpräsidenten Matthias Platzeck und die Ministerin für Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz Anita Tack hat sich der NHB am 21. September 2012 dafür ausgesprochen, das The-
ma Biodiversität und Landnutzung als einen weiteren Handlungsschwerpunkt in die Diskussion zur Erstel-
lung der Landesnachhaltigkeitsstrategie aufzunehmen.

Erklärung des Beirates für Nachhaltige Entwicklung des Landes Brandenburg
(NHB) zum geplanten Steuerabkommen Deutschland mit der Schweiz und des­
sen Folgen für das Land Brandenburg
Auf seiner Sitzung am 27. September 2011 hat sich der Arbeitskreis "nachhaltige Finanzpolitik" mit dem am
10. August 2011 paraphierten Steuerabkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweiz
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befasst und dafür ausgesprochen, dass das Steuerabkommen mit der Schweiz in der jetzigen Fassung nicht
ratifiziert wird.

Vorschläge des Beirates für Nachhaltige Entwicklung des Landes Brandenburg
(NHB) zum Dialogprozess für die Erstellung der Nachhaltigkeitsstrategie
Auf seiner Klausurtagung imAugust 2011 hat sich der NHB mit dem vom Ministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg (MUGV) vorgelegten Konzept zum Dialogpro-
zess bei der Erstellung der Landesnachhaltigkeitsstrategie befasst und in einem Dokument an das Ministeri-
um seine Vorstellungen zum Dialogprozess sowie der Rolle des NHB in diesem Prozess zusammengefasst.

Stellungnahme des Beirates für Nachhaltige Entwicklung des Landes Branden­
burg (NHB) zur Biomassestrategie
Auf Anfrage des Ausschusses für Wirtschaft im Landtag Brandenburg hat der NHB im Juli 2011 Stel-
lungnahme zur Biomassestrategie des Landes Brandenburg abgegeben.

Stellungnahme zur 1. Anhörung im Landtagsausschuss für Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz zum Gesetzentwurf der Landesregierung in Drucksache
5/3021 ­ Zweites Gesetz zur Änderung wasserrechtlicher Vorschriften des Lan­
des Brandenburgs
Der Beirat für Nachhaltige Entwicklung des Landes Brandenburg hatte bereits zu der vorangegangenen No-
vellierung der wasserrechtlichen Vorschriften des Landes in der letzten Legislaturperiode kritisch Stellung
genommen und sich daher auch zu diesem Gesetzentwurf geäußert.

Empfehlungen für Eckpunkte der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes Bran­
denburg
Der NHB hat am 31.08.2010 Empfehlungen für Eckpunkte einer Landesnachhaltigkeitsstrategie abgeben als
Grundlage für die Erstellung der Landesnachhaltigkeitsstrategie.



Veranstaltungen des Beirats für Nachhaltige
Entwicklung in der 5. Legislaturperiode

­

­

Der NHB hat mehrere Veranstaltungen zu Themen der nachhaltigen Entwicklung durchgeführt sowie Veran-
staltungen anderer Akteure mit aktiven Beiträgen unterstützt 37.

Nachhaltigkeitswettbewerb des Landes Brandenburg 2014
Mitwirkung des NHB bei der Jury des Nachhaltigkeitswettbewerbs (Dr. Timothy Moss).

Fachworkshop „Ziele und Indikatoren für die Nachhaltigkeitsstrategie Bran
denburg“
Der NHB hat im Rahmen der öffentlichen Diskussion der Brandenburger Nachhaltigkeitsstrategie zusam-
men mit dem Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (MUGV) am 12.Dezember 2013
einen Fachworkshop mit Vertretern aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft durchgeführt.

Länderoffenen Expertengruppe im Rahmen des Projektes der Bertelsmann
Stiftung „Nachhaltigkeitsstrategien erfolgreich entwickeln“
Vortrag von Dr. Albert Statz: „Beiräte als Element der partizipativen Entwicklung von Nachhaltigkeitsstrate-
gien in den Ländern“ am 14. November 2013 in Berlin

Öffentliche Diskussion der Empfehlungen des Beirats für Nachhaltige Entwick
lung zur Landesnachhaltigkeitsstrategie
Der NHB hat auf zwei zentralen Veranstaltungen seine Empfehlungen für die Landesnachhaltigkeitsstrategie
vom 22. März 2013 zur Diskussion gestellt:
21. August 2013 – Fachgespräch des Vereins „Brandenburg 21“ mit dem Beirat für Nachhaltige Entwick-
lung: „Chancen für Lebensqualität und Gemeinwohl in Städten und Dörfern – Anforderungen an die
Nachhaltigkeitsstrategie aus lokaler Sicht“

25. September 2013 - Diskussionsveranstaltung zu den Empfehlungen des Nachhaltigkeitsbeirates für die
Landesnachhaltigkeitsstrategie

„Fachtagung zu Strategien zur Einführung von Sozial­ und Umweltstandards in
der kommunalen Beschaffung im Land Brandenburg“
VENROB, der Verbund Entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisationen Brandenburgs e.V., hat ge-
meinsam mit dem NHB, vertreten durch Dr. Albert Statz, am 18. September 2013 eine Fachtagung durchge-
führt, die die Vorbildfunktion der Landesregierung: Nachhaltiges Verwaltungshandeln / Nachhaltige Be-
schaffung herausarbeitete.

Fachtagung „Erhaltung der Biodiversität und zukünftige Landnutzungen als
Bestandteil der Nachhaltigkeitsstrategie Brandenburgs"
Der NHB hat zum Thema Biodiversität und Landnutzung gemeinsam mit dem Naturschutzbeirat und der
Hochschule Eberswalde (HNE) am 14. Juni 2013 in Eberswalde eine Fachtagung durchgeführt mit Bei-
trägen von Prof. Dr. Wilhelm Vahrson und Prof. Dr. Hubert Wiggering.

Verband Kommunaler Unternehmen: Fachtagung und Parlamentarischer
Abend
Vortrag von Prof. Dr. Manfred Stock (Vorsitzender): Nachhaltige Entwicklung als Strategie für Zukunftssi-
cherung am 14. März 2013 in Berlin.

Sitzung des DGB­Bezirksvorstandes: Kerninhalte und Erarbeitungsprozess der
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Brandenburger Nachhaltigkeitsstrategie
Vorstellung der Arbeit des NHB und des Prozesses zur Erstellung der Landesnachhaltigkeitsstrategie durch
Prof. Dr. Dr. Martina Schäfer (stellvertretende Vorsitzende) am 07.12.2012

Expertenworkshop zur Nachhaltigkeitsprüfung
Das Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (MUGV) veranstaltete am 13. Dezember
2011 einen Workshop zur Nachhaltigkeitsprüfung, an dem 35 Experten aus der Ministerialverwaltung Bran-
denburgs, anderer Bundesländer und des Bundes sowie aus Nachhaltigkeitsbeiräten teilnahmen. Der NHB
hat die Veranstaltung mit vorbereitet und durch aktive Beiträge unterstützt.

_____________________________
[37] An dieser Stelle sind nur die Veranstaltungen aufgelistet, die im unmittelbaren Kontext zur Landesnachhaltigkeitsstrategie in

Brandenburg stehen. Daneben sind die Beiräte als Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen in unterschiedlichen
Zusammenhängen der nachhaltigen Entwicklung mit Vorträgen und anderen Beiträgen in vielfältiger Weise aktiv. Ergänzung:

Einzelheiten zu einigen der hier genannten Veranstaltungen können der Internetseite des NHB unter der Rubrik
"Aktivitäten" entnommen werden: http://www.nachhaltigkeitsbeirat.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.284429.de
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